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Anlage 


Entwurf eines Gesetzes 

betreffend das Abkommen vom 28. Juli 1951 
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Dem am 19. November 1951 von dem 
deutschen Geschäftsträger in Washington für 
die Bundesrepublik Deutschland Unterzeich- 
neten Abkommen über die Rechtsstellung 
der Flüchtlinge wird zugestimmt. 

Artikel 2 

(1) Das Abkommen wird nachstehend ver- 
öffentlicht. Die Bestimmungen des Abkom- 
mens erhalten unbeschadet seines Artikels 43 
einen Monat nach der Verkündung dieses 


Gesetzes für die Bundesrepublik Gesetzes- 
kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen ge- 
mäß Artikel 43 in Kraft tritt, ist im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Lande Berlin, 
sobald es gemäß Artikel 87 Abs. 2 seiner 
Verfassung die Anwendung dieses Gesetzes 
beschlossen hat. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 


Begründung 


I. Allgemeines 

Aus der Erkenntnis heraus, daß Flüchtlinge 
in einem fremden Staat besonderen recht- 
lichen und tatsächlichen Nachteilen ausgesetzt 
sind, besteht seit dem ersten Weltkriege die 
Tendenz, die Rechtslage dieser Flüchtlinge 
auf internationaler Grundlage zu verbessern. 
Von den auf Grund dieser Bemühungen ge- 
schlossenen Abkommen sind die wichtigsten 

das Abkommen vom 28. Oktober 1933 
über die internationale Rechtsstellung der 
Flüchtlinge (V ölkerbund, V ert ragsserie 
Band CLIX Nr. 3663), 

das Abkommen vom 10. Februar 1938 
über die Stellung der Flüchtlinge aus 
Deutschland (Völkerbund, Vertragsserie 
Band CXCII Nr. 4461) und 

das Zusatzprotokoll zu dem Abkommen 
vom 10. Februar 1938 über die Stellung 
der Flüchtlinge aus Deutschland vom 


14. September 1939 (Völkerbund, Ver- 
tragsserie Band CXCVIII Nr. 4634). 

Diesen im Rahmen des Völkerbundes ab- 
geschlossenen Abkommen ist Deutschland 
nicht beigetreten. Die beiden letztgenannten 
Abkommen regelten die Rechtsstellung der 
aus dem nationalsozialistischen Deutschland 
emigrierten Flüchtlinge. 

Angesichts der neuen Flüchtlingswelle, die 
der zweite Weltkrieg ausgelöst hat, haben 
auch die Vereinten Nationen das Flüchtlings- 
problem in Angriff genommen und zunächst 
ihren Wirtschafts- und Sozialrat mit dem 
Entwurf einer neuen internationalen Konven- 
tion über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 
beauftragt. Ein vom Wirtschafts- und Sozial- 
rat eingesetzter Sonderausschuß hat in 2 Ta- 
gungen im Februar und August 1950 einen 
Konventions-Entwurf ausgearbeitet, der auf 
der 4. Tagung der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen beraten und nach An- 
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nähme einiger Abänderungen am 14. 12. 1950 
als Arbeitsgrundlage für eine von den Ver- 
einten Nationen einzuberufende Konferenz 
von bevollmächtigten Regierungsvertretern 
angenommen worden ist. Diese Regierungs- 
konferenz hat in Genf vom 2. bis 28. 7. 1951 
unter gleichberechtigter Teilnahme einer 
Reihe von Nichtmitgliedstaaten der Verein- 
ten Nationen, darunter der Bundesrepublik 
Deutschland, stattgefunden. Die bevollmäch- 
tigten Vertreter von 26 Staaten haben am 
28. 7. 1951 die Konvention in der aus der 
Anlage ersichtlichen Fassung verabschiedet. 

Die Deutsche Delegation hatte sich auf der 
Konferenz in verschiedenen Punkten für eine 
Erweiterung und Liberalisierung des Ent- 
wurfs eingesetzt, ist jedoch mit ihren Anträ- 
gen meistens in der Minderheit geblieben. 
Die Mehrzahl der Delegationen ging hierbei 
von der Ansicht aus, lieber ein begrenzteres 
Abkommen anzunehmen, das Aussicht auf 
eine Ratifizierung durch eine große Anzahl 
von Staaten haben würde, als ein großzü- 
gigeres Abkommen auszuarbeiten, das man- 
gels einer ausreichenden Anzahl von Rati- 
fizierungen nur eine räumlich beschränkte 
Bedeutung gewinnen könnte. 

Das Abkommen ist am 19. November 1951 
von dem deutschen Geschäftsträger in den 
Vereinigten Staaten von Amerika für die 
Bundesrepublik Deutschland unterzeichnet 
worden. Dabei wurde zu Artikel 1 Buchstabe 
B 1 a die Erklärung abgegeben, daß sich die 
Bundesrepublik für die weitere Fassung „Er- 
eignisse, die vor dem 1. Januar 1951 in Eu- 
ropa oder anderswo eingetreten sind“ ent- 
schieden habe. 

In Übereinstimmung mit ihrer Einstellung 
auf der Konferenz schlägt die Bundesregie- 
rung vor, von der Befugnis des Art. 42, Vor- 
behalte zu formulieren, keinen Gebrauch zu 
machen, dem Abkommen vielmehr vorbehalt- 
los zuzustimmen. 

Es sei noch darauf hingewiesen, daß der Deut- 
sche Bundestag in seiner 121. Sitzung vom 
28. Januar 1951 eine Entschließung angenom- 
men hat, in der die Bundesregierung ersucht 
wird, der Konvention über die Rechtsstel- 
lung von Flüchtlingen beizutreten. Dieses Er- 
suchen bezog sich auf den damals vorliegen- 
den Konventions-Entwurf, der weitgehen- 
dere Verpflichtungen enthielt als das Abkom- 
men in seiner endgültig angenommenen 
Form. 


Für die größte Gruppe der in Deutschland 
lebenden ausländischen Flüchtlinge hat die 
Bundesrepublik unter Zugrundelegung des 
Vorentwurfes des Wirtschafts- und Sozial- 
rates bereits eine Regelung vorweg genom- 
men. Die Rechtsstellung der sogenannten 
heimatlosen Ausländer, denen gegenüber die 
Bundesrepublik eine besondere Verantwor- 
tung sah, ist durch das Gesetz vom 25. April 
1951 — BGBl. I S. 269 — geregelt worden. 
Diese Regelung sichert den heimatlosen Aus- 
ländern eine Rechtsstellung zu, die in wesent- 
lichen Punkten der Rechtsstellung deutscher 
Staatsangehöriger gleichkommt und daher 
erheblich weiter geht, als das in der inter- 
nationalen Konvention vorgesehene Statut. 
Das nunmehr zur Ratifizierung vorgelegte 
Abkommen soll allen übrigen ausländischen 
Flüchtlingen im Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes Schutz gewähren, die entweder staa- 
tenlos sind oder auf Grund einer berechtig- 
ten Furcht vor der Verfolgung aus rassischen, 
religiösen, staatsbürgerlichen oder politischen 
Gründen nicht in der Lage oder Willens sind, 
den Schutz ihres Heimatstaates in Anspruch 
zu nehmen. Ihre Aufnahme und Anerken- 
nung als Flüchtlinge wird eine „Verordnung 
über die Zulassung und Verteilung von Aus- 
ländern und Staatenlosen, die wegen poli- 
tischer Verfolgung im Bundesgebiet Zuflucht 
suchen" regeln. 

Die im Ausland lebenden Deutschen, soweit 
sie die deutsche Staatsangehörigkeit oder den 
Status nach Art. 116 GG besitzen, fallen 
nicht unter das Abkommen. Die Behandlung 
dieser Deutschen wird durch Gegenseitigkeits- 
abkommen mit den ausländischen Staaten zu 
regeln sein. Dagegen werden die in der Emi- 
gration lebenden Deutschen, welche die deut- 
sche Staatsangehörigkeit verloren haben, ohne 
eine neue Staatsangehörigkeit zu erwerben, 
ebenso wie diejenigen Volksdeutschen, die 
den Status nach Art. 116 GG nicht erwor- 
ben haben und auch sonst ohne Schutzmacht 
sind, den Schutz des Abkommens genießen, 
wenn sie sich in Staaten aufhalten, die dem 
Abkommen beigetreten sind. 


II. Einzelbegründung 

Artikel 1 des Gesetzentwurfes bringt zum 
Ausdruck, daß der Bundestag dem Abkom- 
men zustimmt. Diese Zustimmung ist gemäß 
Art. 59 Abs. 2 GG erforderlich. 
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Artikel 2 bestimmt, daß das Abkommen in 
innerstaatliches Recht umgewandelt wird. Es 
erscheint zweckmäßig, die Bestimmungen des 
Abkommens innerhalb kürzester Frist als 
innerstaatliches Recht zur Anwendung zu 
bringen, um damit eine Grundlage für diese 
Behandlung dieses Personenkreises zu erhal- 
ten. Unabhängig hiervon ergibt sich der Zeit- 
punkt der völkerrechtlichen Wirksamkeit aus 
Art. 43 des Abkommens. 


Artikel 3 sieht die Ausdehnung des Ge- 
setzes auf das Land Berlin vor, das auch ge- 
mäß § 27 des Gesetzes über die Rechtsstel- 
lung heimatloser Ausländer diesem Gesetz 
beigetreten ist (Gesetz- und Verordnungs- 
blatt für Berlin 1952 S. 126). 

Artikel 4 enthält die übliche Bestimmung 
über das Inkrafttreten des Zustimmungs- 
gesetzes selbst. 
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Convention relating to the 
status of refugees 

Preamble 

The HIGH CONTRACTING PARTIES, 

CONSIDERING that the Charter of the 
United Nations and the Universal Decla- 
ration of Human Rights approved on 
10 December 1948 by the General Assem- 
bly have affirmed the principle that 
human beings shall enjoy furdamental 
rights and freedoms without discrimi- 
nation, 

CONSIDERING that the United Nations 
has, on various occasions, manifested its 
profound concern for refugees and endea- 
voured to assure refugees the widest pos- 
sible exercise of these fundamental rights 
and freedoms, 

CONSIDERING that it is desirable to 
revise and consolidate previous inter- 
national agreements relating to the Status 
of refugees and to extend the scope of 
and the protection accorded by such 
instruments by means of a new agree- 
ment, 

CONSIDERING that the grant of asy- 
lum may place unduly heavy burdens on 
certain countries, and that a satisfactory 
solution of a problem of which the United 
Nations has recognized the international 
scope and natu re cannot therefore be 
achieved without international co-oper- 
ation, 

EXPRESSING the wish that all States, 
recognizing the social and humanitarian 
nature of the problem of refugees, will 
do everything within their power to pre- 
vent this problem from becoming a cause 
of tension between States, 

NOTING that the United Nations High 
Commissioner for Refugees is charged 
with the task of supervising international 
conventions providing for the protection 
of refugees, and recognizing that the 
effective co-ordination of measuTes taken 
to deal with this problem will depend 
upon the co-operation of States with the 
High Commissioner, 


HAVE AGREED as follows: 

CHAPTER I 

General provisions 

A r t i c 1 e 1 

Definition of the Term "Refugee 1 * 

A. 

For the purposes of the present Con- 
vention, the term "refugee" shall apply 
to any person who: 

(1) Has been considered a refugee under 
the Arrangements of 12 May 1926 and 
30 Juni 1928 or under the Conventions 
of 28 October 1933 and 10 February 1938, 
the Protocol of 14 September 1939 or the 
Constitution of the International Refugee 
Organization; 


Convention relative au Statut 
des refugies 

Preambule 

Les HAUTES PARTIES CONTRAC- 
TANTES, 

CONSIDERANT que la Charte des 
Nations Unies et la Declaration uni- 
verselle des droits de l’homme approuvee 
le 10 decembre 1948 par FAssemblee 
generale ont affirme ce principe que les 
etres humains, sans distinction, doivent 
jouir des droits de l’homme et des liber- 
tes fondamentales, 

CONSIDERANT que l'Organisation des 
Nations Unies a, ä plusieurs reprises, 
manifeste la profonde sollicitude qu elle 
eprouve pour les refugies et qu'elle s'est 
preoccupee d'assurer a ceux-ci l’exercice 
le plus large possible des droits de 
Ihomme et des libertes fondamentales, 

CONSIDERANT qu'il est desirable de 
reviser et de codifier les accords inter- 
nationaux anterieurs relatifs au Statut des 
refugies et d'etendre I’application de ces 
instruments et la protection qu'ils con- 
stituent pour les refugies au moyen d’un 
nouvel accord, 

CONSIDERANT qu'il peut resulter de 
l’octroi du droit d’asile des charges 
exceptionnellement lourdes pour certains 
pays et que la solution satisfaisante des 
problemes dont l'Organisation des Nations 
Unies a reconnu la portee et le caractere 
internationaux, ne saurait, dans cette 
hypothese, etre obtenue sans une soli- 
darite internationale, 

EXPRIMANT le voeu que tous les 
Etats, reconnaissant le caractere social 
et humanitaire du probleme des refugies, 
fassent tout ce qui est en leur pouvoir 
pour eviter que ce Probleme ne devienne 
une cause de tension entre Etats, 

PRENANT ACTE de ce que le Haut 
Commissaire des Nations Unies pour ies 
refugies a pour täche de veiller ä l’appli- 
cation des conventions internationales 
qui assurent la protection des refugies, 
et reconnaissant que la coordination 
effective des mesures prises pour resoudre 
ce probleme dependra de la Cooperation 
des Etats avec le Haut Commissaire, 


SONT CONVENUES des dispositions 
ci-apres: 

CHAPITRE I 

Dispositions G4n6rales 

Article premier 
Definition du terme «r^fugie» 

A. 

Aux fins de la presente Convention, le 
terme «refugie» s'appliquera ä toute per- 
sonne: 

1) Qui a ete consideree comme refugiee 
en application des Arrangements du 12 mai 
1926 et du 30 juin 1928, ou en application 
des Conventions du 28 octobre 1933 et 
du 10 fevrier 1938 et du Protocole du 
14 septembre 1939, ou encore en appli- 
cation de la Constitution de l'Organi- 
sation internationale pour les refugies; 


(Übersetzung) 

Abkommen über die Rechts- 
stellung der Flüchtlinge 

Präambel 

Da die Charta der Vereinten Nationen 
und die am 10. Dezember 1948 von der 
Generalversammlung angenommene All- 
gemeine Erklärung der Menschenrechte 
den Grundsatz bestätigt haben, daß die 
Menschen ohne Unterschied die Men- 
schenrechte und Grundfreiheiten ge- 
nießen sollen, 


da die Organisation der Vereinten 
Nationen wiederholt die tiefe Verantwor- 
tung zum Ausdruck gebracht hat, die sie 
für die Flüchtlinge empfindet, und sich be- 
müht hat, diesen in möglichst großem 
Umfange die Ausübung der Menschen- 
rechte und der Grundfreiheiten zu sichern, 
da es wünschenswert ist, frühere inter- 
nationale Vereinbarungen über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge zu revi- 
dieren und zusammenzufassen und den 
Anwendungsbereich dieser Regelungen 
sowie den dadurch gewährleisteten 
Schutz durch eine neue Vereinbarung zu 
erweitern, 

da sich aus der Gewährung des Asyl- 
rechts nicht zumutbare schwere Be- 
lastungen für einzelne Länder ergeben 
können und eine befriedigende Lösung 
des Problems, dessen internationale Trag- 
weite und Charakter die Organisation der 
Vereinten Nationen anerkannt hat, ohne 
internationale Solidarität unter diesen 
Umständen nicht erreicht werden kann, 
in dem Wunsche, daß alle Staaten in der 
Erkenntnis des sozialen und humanitären 
Charakters des Flüchtlingsproblems alles 
in ihrer Macht stehende tun, um zu ver- 
meiden, daß dieses Problem Spannungen 
zwischen den einzelnen Staaten verur- 
sacht, 

nach Kenntnisnahme davon, daß der 
Hohe Kommissar der Vereinten Nationen 
für Flüchtlinge mit der Aufgabe betraut 
wurde, die Durchführung der inter- 
nationalen Abkommen über den Schutz 
der Flüchtlinge zu überwachen und in der 
Erkenntnis, daß eine wirksame Koordi- 
nierung der zur Lösung dieses Problems 
getroffenen Maßnahmen von der Mit- 
arbeit der Staaten mit dem Hohen Kom- 
missar abhängen wird, 

HABEN DIE HOHEN VERTRAGSCHLIES- 
SENDEN TEILE FOLGENDES VEREIN- 
BART: 

I. KAPITEL 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Definition des Begriffs „Flüchtling* 

A. 

Im Sinne dieses Abkommens findet der 
Ausdruck „Flüchtling" auf jede Person 
Anwendung: 

1. Die in Anwendung der Verein- 
barungen vom 12. Mai 1926 und 30. Juni 
1928 oder in Anwendung der Abkommen 
vom 28. Oktober 1933 und 10. Februar 
1938 und des Protokolls vom 14. Sep- 
tember 1939 oder in Anwendung der Ver- 
fassung der Internationalen Flüchtlings- 
organisation als Flüchtling gilt; 



Decisions of non-eligibility taken by 
the International Refugee Organization 
during the period of its activities shall 
not prevent the Status of refugee being 
accorded to persons who fulfil the con- 
ditions of paragraph 2 of this section; 


(2) As a result of events occurring 
before 1 January 1951 and owing to well- 
founded fear of being persecuted for rea- 
sons of race, religion, nationality, member- 
ship of a particular social group or poli- 
tical opinion, is outside the country of 
his nationality and is unable or, owing 
to such fear, is unwilling to avail himself 
of the protection of that country; or who, 
not having a nationality and being out- 
side the country of his former habitual 
residence as a result of sudi events, is 
unable or, owing to sudi fear, is unwill- 
ing to return to it. 


In the case of a person who has more 
than one nationality, the term "the 
country of his nationality' 1 shall mean 
each of the countries of which he is a 
national, and a person shall not be 
deemed to be lacking the protection of 
the country of his nationality if, without 
any valid reason based on well founded 
fear, he has not availed himself of the 
protection of one of the countries of 
which he is a national. 


B. 

(1) For the purposes of this Conven- 
tion, the words "events occurring before 
1 January 1951" in article 1, section A, 
shall be understood to mean either 

(a) "events occurring in Europe before 
1 January 1951"; or 

(b) "events occurring in Europe or else- 
where before 1 January 1951"; 

and each Contracting State shall make a 
declaration at the time of signature, rati- 
fication or accession, specifying which of 
these meanings it applies for the purpose 
of its obligations under this Convention. 


(2) Any Contracting State which has 
adopted alternative (a) may at any time 
extend its obligations by adopting alter- 
native (b) by means of a notification 
addressed to the Secretary-General of 
the United Nations. 

C. 

This Convention shall cease to apply 
to any person falling under the terms 
of section A if; 

(1) He has voluntarily re-availed himself 
of the protection of the country of his 
nationality; or 

(2) Having lost his nationality, he has 
voluntarily reacquired it; or 

(3) He has acquired a new nationality, 
and enjoys the protection of the coun- 
try of his new nationality; or 

(4) He has voluntarily re-established him- 
self in the country which he left or 


Les decisions de non-elegibilite prises 
par I'Organisation internationale pour les 
refugies pendant la duree de son mandat 
ne font pas obstacle a ce que la qualite 
de refugie soit accordee ä des personnes 
qui remplissent les conditions prevues au 
paragraphe 2 de la presente section; 


2) Qui, par suite d’evenements sur- 
venus avant le premier janvier 1951 et 
craignant avec raison d'etre persecutee 
du fait de s$ race, de sa religion, de sa 
nationalite, de son appartenance ä un cer- 
tain groupe social ou de ses opinions 
politiques, se trouve hors du pays dont 
eile a la nationalite et qui ne peut ou, 
du fait de cette crainte, ne veut se 
reclamer de la protection de ce pays; 
ou qui, si eile n’a pas de nationalite et 
se trouve hors du pays dans lequel eile 
avait sa residence habituelle ä la suite 
de tels evenements, ne peut ou, en rai- 
son de ladite crainte, ne veut y retourner. 


Dans le cas d une personne qui a plus 
d'une nationalite, l'expression «du pays 
dont eile a la nationalite» vise chacun 
des pays dont cette personne a la natio- 
nalite. Ne sera pas consideree comne 
privee de la protection du pays dont eile 
a la nationalite, toute personne qui, sans 
raison valable fondee sur une crainte 
justifiee, ne s'est pas reclamee de la 
protection de Tun des pays dont eile a 
la nationalite. 


B. 

1) Aux fins de la presente Convention, 
les mots «evenements survenus avant le 
Premier janvier 1951» figurant ä l'article 1, 
section A, pourront etre compris dans le 
sens de soit 

a) «evenements survenus avant le prä- 
mier janvier 1951 en Europe»; soit 

b) «evenements survenus avant le Pre- 
mier janvier 1951 en Europe ou ail- 
leurs»; 

et chaque Etat Contractant fera, au mo- 
ment de la signature, de la ratification ou 
de l'adhesion, une declaration precisant 
la portee qu’il entend donner ä cette ex- 
pression au point de vue des obligations 
assumees par lui en vertu de la presente 
Convention. 

2) Tout Etat Contractant qui a adopte 
la formule a) pourra ä tout moment eten- 
dre ses obligations en adoptant la formule 
b) par notification adressee au Secretaire 
general des Nations Unies. 


C. 

Cette Convention cessera, dans les cas 
ci-apres, d'etre applicable ä toute personne 
visee par les dispositions de la section A 
ci-dessus: 

1) Si eile s'est volontairement reclamee 
ä nouveau de la protection du pays 
dont eile a la nationalite; ou 

2) Si, ayant perdu sa nationalite, eile Ta 
volontairement recouvree; ou 

3) Si olle a acquis une nouvelle natio- 
nal^ et jouit de la protection du pays 
doit eile a acquis la nationalite; ou 

4) Si ?.lle est retournee volontairement 
s'e'üblir dans le pays qu’elle a quitte 


die von der Internationalen Flüchtlings- 
organisation während der Dauer ihrer 
Tätigkeit getroffenen Entscheidungen dar- 
über, daß jemand nicht als Flüchtling im 
Sinne ihres Statuts anzusehen ist, stehen 
dem Umstand nicht entgegen, daß die 
Flüchtlingseigenschaft Personen zuerkannt 
wird, die die Voraussetzungen des Ab- 
satzes 2 dieses Artikels erfüllen; 

2. wer infolge von Ereignissen, die vor 
dem 1. Januar 1951 eingetreten sind, und 
aus der begründeten Furcht vor Verfol- 
gung wegen seiner Rasse, Religion, Natio- 
nalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
sozialen Gruppe oder wegen seiner poli- 
tischen Überzeugung sich außerhalb des 
Landes befindet, dessen Staatsangehörig- 
keit er besitzt, und den Schutz dieses Lan- 
des nicht in Anspruch nehmen kann oder 
wegen dieser Befürchtungen nicht in An- 
spruch nehmen will; oder wer sich als 
Staatenloser infolge solcher Ereignisse 
außerhalb des Landes befindet, in welchem 
er seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte, 
und nicht dorthin zurückkehren kann 
oder wegen der erwähnten Befürchtungen 
nicht dorthin zurückkehren will. 

Für den Fall, daß eine Person mehr als 
eine Staatsangehörigkeit hat, bezieht sich 
der Ausdruck „das Land, dessen Staats- 
angehörigkeit sie besitzt" auf jedes der 
Länder, dessen Staatsangehörigkeit diese 
Person hat. Als des Schutzes des Landes, 
dessen Staatsangehörigkeit sie hat, be- 
raubt gilt nicht eine Person, die ohne einen 
stichhaltigen, auf eine begründete Be- 
fürchtung gestützten Grund den Schutz 
eines der Länder nicht in Anspruch ge- 
nommen hat, deren Staatsangehörigkeit 
sie besitzt. 

B. 

1. Im Sinne dieses Abkommens können 
die im Artikel 1 Abschnitt A enthaltenen 
Worte „Ereignisse, die vor dem 1. Januar 
1951 eingetreten sind" in dem Sinne ver- 
standen werden, daß es sich entweder um 

a) „Ereignisse, die vor dem 1. Januar 1951 
in Europa eingetreten sind" oder 

b) „Ereignisse, die vor dem 1. Januar 1951 
in Europa oder anderswo eingetreten 
sind" 

handelt. Jeder vertragschließende Staat 
wird zugleich mit der Unterzeichnung, der 
Ratifikation oder dem Beitritt eine Er- 
klärung abgeben, welche Bedeutung er 
diesem Ausdruck vom Standpunkt der von 
ihm auf Grund dieses Abkommens über- 
nommenen Verpflichtungen zu geben be- 
absichtigt. 

2. Jeder vertragschließende Staat, der 
die Formulierung zu (a) angenommen hat, 
kann jederzeit durch eine an den General- 
sekretär der Vereinten Nationen gerich- 
tete Notifikation seine Verpflichtungen 
durch Annahme der Formulierung (b) er- 
weitern. 

C. 

Eine Person, auf die die Bestimmungen 
des Absatzes A zutreffen, fällt nicht mehr 
unter dieses Abkommen, 

1. wenn sie sich freiwillig erneut dem 
Schutz des Landes, dessen Staatsange- 
hörigkeit sie besitzt, unterstellt; oder 

2. wenn sie nach dem Verlust ihrer 
Staatsangehörigkeit diese freiwillig 
wiedererlangt hat; oder 

3. wenn sie eine neue Staatsangehörig- 
keit erworben hat und den Schutz die- 
ses Landes genießt; oder 

4. wenn sie freiwillig in das Land, das sie 
aus Furcht vor Verfolgung verlassen 
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outside which he remained owing to 
fear of persecution; or 

(5) Ile can no longer, because the cir- 
cumstances in connexion with which 
he has been recognized as a refugee 
have ceased to exist, continue to re- 
fuse to avail himself of the protection 
of the country of his nationality; 

Provided that this paragraph shail not 
apply to a refugee falling under sec- 
tion A (1) of this article who is able to 
invoke compelling reasons arising out of 
previous persecution for refusing to avail 
himself of the protection of the country 
of nationality; 


(6) Being a person who has no nationality 
he his, because the circumstances in 
connexion with which he has been 
recognized as a refugee have ceased 
to exist, able to return to the country 
of his former habitual residence; 

Provided that this paragraph shail not 
apply to a refugee falling under sec- 
tion A (1) of this article who is able to 
invoke compelling reasons ari$ing out of 
previous persecution for refusing to return 
to the country of his former habitual resi- 
dence. 


D. 

This Convention shail not apply to 
persons who are at present receiving 
from Organs or agencies of the United 
Nations other than the United Nations 
High Commissioner for Refugecs protec- 
tion or assistance. 

When such protection or assistance has 
ceased for any reason, without the Posi- 
tion of such persons being definitively 
settled in accordance with the relevant 
resolutions adopted by the General 
Assembly of the United Nations, these 
persons shail ipso facto be entitled to 
the benefits of this Convention. 


E. 

This Convention shail not apply to a 
person who is recognized by the compe- 
tent authorities of the country in which 
he has taken residence as having the 
rights and obligations whidi are attached 
to the possession of the nationality of 
that country. 

F. 

The provisions of this Convention shail 
not apply to any person with respect to 
whom there are serious reasons for con- 
sidering that; 

(a) he has committed a crime against 
peace, a war crime, or a crime against 
humanity, as defined in the internatio- 
nal instruments drawn up to make 
Provision in respect of such crimes,- 


(b) he has committed a serious non-poli- 
tical crime outside the country of re- 
fuge prior to his admission to that 
country as a refugee; 

(c) he has been guilty of acts contrary to 
the purposes and principles of the 
United Nations. 


ou hors duquel eile est demeuree de 
crainte d'etre persecutee; ou 

5) Si, les circonstances ä la suite des- 
quelles eile a ete reconnue comme 
refugiee ayant cesse d’exister, eile ne 
peut plus continuer ä refuser de se 
reclamer de la protection du pays dont 
eile a la nationalite; 

Etant entendu, toutefois, que les dis- 
positions du present paragraphe ne 
s’appüqueront pas ä tout refugie vise^au 
paragraphe 1 de la section A du present 
article qui peut invoquer, pour refuser 
de se reclamer de la protection du pays 
dont il a la nationalite, des raisons im- 
perieuses tenant ä des persecutions ante- 
rieures,- 

6) S'agissant d'une personne qui n’a pas 

de nationalite, si, les circonstances 

ä la suite desquelles eile a ete re- 
connue comme refugiee ayant cesse 
d’exister, eile est en mesure de re- 
tourner dans le pays dans lequel eile 
avait sa residence habituelle; 

Etant entendu, toutefois, que les dis- 
positions du present paragraphe ne 
s'appliqueront pas a tout refugie vise au 
paragraphe 1 de la section A du present 
article qui peut invoquer, pour refuser 
de retourner dans le pays dans lequel 
il avait sa residence habituelle, des rai- 
sons imperieuses tenant ä des persecutions 
anterieures. 

D. 

Cette Convention ne sera pas applicable 
aux personnes qui beneficient actuelle- 
ment d une protection ou d'une assistance 
de la part dun organisme ou d'une 
Institution des Nations Unies autre que 
le Haut Commissaire des Nations Umcs 
pour les refugies. 

Lorsque cette protection ou cette assis- 
tance aura cesse pour une raison quel- 
conque, sans que le sort de ces personnes 
ait ete definitivement regte, confor- 
meinent aux resolutions y relatives 
adoptees par l'Assemblee generale des 
Nations Unies, ces personnes beneficie- 
ront de plein droit du regime de cette 
Convention. 


E. 

Cette Convention ne sera pas applicable 
ä une personne consideree par les auto- 
rites co^.petentes du pays dans lequel 
cette personne a etabli sa residence 
comme ayant les droits et les obligations 
attaches ä la possession de la nationalite 
de ce pays. 


F. 

Les dispositions de cette Convention ne 
seront pas applicables aux personnes dont 
on aura des raisons serieuses de penser: 

a) qu’elles ont commis un crime contre la 
paix, un crime de guerre ou un crime 
contre rhumanite, au sens des instru- 
ments internationaux elabores pour 
prevoir des dispositions relatives ä 
ces crimes; 

b) qu'elles ont commis un crime grave 
de droit commun en dehors du pays 
d'accueil avant d'y etre admises com- 
me refugies; 

c) qu’elles se sont rendues coupables 
d'agissements contraires aux byuts et 
aux principes des Nations Unies. 


hat oder außerhalb dessen sie sich be- 
findet, zurückgekehrt ist und sich dort 
niedergelassen hat; oder 

5. wenn sie nach Wegfall der Umstände, 
auf Grund deren sie als Flüchtling an- 
erkannt worden ist, es nicht mehr ab- 
lehnen kann, den Schutz des Landes in 
Anspruch zu nehmen, dessen Staats- 
angehörigkeit sie besitzt. 

Hierbei wird jedoch unterstellt, daß die 
Bestimmungen dieses Absatzes auf keinen 
Flüchtling im Sinne der Ziffer 1 des Ab- 
schnitts A dieses Artikels Anwendung 
finden, der sich auf zwingende, auf frü- 
heren Verfolgungen beruhende Gründe 
berufen kann, um die Inanspruchnahme 
des Schutzes des Landes abzulehnen, des- 
sen Staatsangehörigkeit eF besitzt; 

6. wenn es sich um eine Person handelt, 
die keine Staatsangehörigkeit besitzt, 
falls sie nach Wegfall der Umstände, 
auf Grund deren sie als Flüchtling an- 
erkannt worden ist, in der Lage ist, in 
das Land zurückzukehren, in dem sie ihren 
gewöhnlichen Wohnsitz hat. 

Dabei wird jedoch unterstellt, daß die 
Bestimmungen dieser Ziffer auf keinen 
Flüchtling im Sinne der Ziffer 1 des Ab- 
schnitts A dieses Artikels Anwendung 
finden, der sich auf zwingende, auf frü- 
heren Verfolgungen beruhende Gründe 
berufen kann, um die Rückkehr in das 
I.and abzulehnen, in dem er seinen ge- 
wöhnlichen Wohnsitz hatte. 

D. 

Dieses Abkommen findet keine Anwen- 
dung auf Personell, die zur Zeit den Schutz 
oder Beistand einer Organisation oder 
einer Institution der Vereinten Nationen 
mit Ausnahme des Hohen Kommissars der 
Vereinten Nationen für Flüchtlinge ge- 
nießen. 

Ist dieser Schutz oder diese Unter- 
stützung aus irgendeinem Grunde weg- 
gefallen, ohne daß das Schicksal dieser 
Personen endgültig gemäß den hierauf be- 
züglichen Entschließungen der General- 
versammlung der Vereinten Nationen ge- 
regelt worden ist, so fallen diese Personen 
ipso facto unter die Bestimmungen dieses 
Abkommens. 

E. 

Dieses Abkommen findet keine Anwen- 
dung auf eine Person, die von den zustän- 
digen Behörden des Landes, in dem sie 
ihren Wohnsitz genommen hat, als eine 
Person anerkannt wird, welche die Rechte 
und Pflichten hat, die mit dem Besitz der 
Staatsangehörigkeit dieses Landes ver- 
knüpft sind. 

F. 

Die Bestimmungen dieses Abkommens 
finden keine Anwendung auf Personen, 
in bezug auf die aus sdiwerwiegenden 
Gründen die Annahme gerechtfertigt ist: 

a) daß sie ein Verbrechen gegen den Frie- 
den, ein Kriegsverbrechen eder ein 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
im Sinne der internationalen Vertrags- 
werke begangen haben, die ausgear- 
beitet worden sind, um Bestimmungen 
bezüglich dieser Verbrechen zu treffen; 

b) daß sie ein schweres nichtpolitisches 
Verbrechen außerhalb des Aufnahme- 
landes begangen haben, bevor sie dort 
als Flüchtling aufgenommen wurden; 

c) daß sie sich Handlungen zuschulden 
kommen ließen, die den Zielen und 
Grundsätzen der Vereinten Nationen 
zuwiderlaufen. 
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A r t i c 1 e 2 

General Obligations 

Every refugee has duties to the country 
in whidi he finds himself, which require in 
particular that he conform to its laws and 
regulations as well as to measures taken 
for the maintenance of public order. 


A r t i c 1 e 3 

Non-discrimination 

The Contracting States shall apply the 
provisions of this Convention to refugees 
without discrimination as to race, religion 
or country of origin. 

A r t i c 1 e 4 

Religion 

The Contracting States shall accord to 
refugees within their territories treatment 
at least as favourable as that accorded to 
their nationals with respect to freedom 
to practice their religion and freedom as 
regards the reiigious education of their 
children. 


A r t i c 1 e 5 

Rights granted apart from this Convention 

Nothing in this Convention shall be 
deemed to impair any rights and benefits 
granted by a Contracting State to refugees 
apart from this Convention. 

A r t i c 1 e 6 

The Term "in the same circumstances" 

For the purpose of this Convention, the 
term "in the same circumstances" implies 
that any requirements (including require- 
ments as to length and conditions of 
sojouinor residence) which the particular 
individual would have to fulfil for the 
enjoyment of the right in question, if he 
were not a refugee, must be fulfilled by 
him ( with the exception of requirements 
which by their nature a refugee is inca- 
pable of fuifilling. 


A r t i c 1 e 7 

Exemption from Reciprocity 

1. Except where this Convention con- 
tains more favourable provisions, a Con- 
tracting State shall accord to refugees 
the same treatment as is accorded to 
aliens generally. 

2. After a period of three years' resi- 
dence, all refugees shall enjoy exemption 
from legislative reciprocity in the terri- 
tory of the Contracting States. 


3. Each Contracting State shall continue 
to accord to refugees the rights and bene- 
fits to which they were already entitled, 
in the absence of reciprocity, at the date 
of entry into force of this Convention for 
that State. 


A r t i c 1 e 2 

Obligations gönörales 

Tout refugie a, a l’egard du pays oü il 
se trouve, des devoirs qui comportent 
notamment l'obligation de se conformer 
aux lois et reglements ainsi qu’aux me- 
sures prises pour le maintien de Vordre 
public. 


A r t i c 1 e 3 

Non-discrimination 

Les Etats Contractants appliqueront les 
dispositions de cette Convention aux 
refugies sans discrimination quant ä la 
race, la religion ou le pays d'origine. 


A r t i c 1 e 4 

Religion 

Les Etats Contractants accorderont aux 
refugies sur leur territoire un traitement 
au moins aussi favorable que celui ae- 
corde aux nationaux en ce qui concerne la 
liberte de pratiquer leur religion et en 
ce qui concerne la liberte d'instruction 
religieuse de leurs enfants. 


A r t i c 1 e 5 

Droits accordes indöpendamment 
de cette Convention 

Aucune disposition de cette Conven- 
tion ne porte atteinte aux autres droits 
et avantages accordes, independamment 
de cette Convention, aux refugies. 

A r t i c 1 e 6 
L'expression 

«dans les meines circonstances» 

Aux fins de cette Convention, les ter- 
mes «dans les memes circonstances» im- 
pliquent que toutes les conditions (et 
notamment celles qui ont trait ä la duree 
et aux conditions de sejour ou de resi- 
dence) que l’intöresse devrait remplir, 
pour pouvoir exercer le droit en question, 
s'il n'etait pas un refugie, doivent etre 
remplies par lui ä l exception des condi- 
tions qui, en raison de leur nature, ne 
peuvent etre remplies par un refugie. 


A r t i c 1 e 7 
Dispense de röciprocite 

1. Sous reserve des dispositions plus 
favorables prevues par cette Convention, 
tout Etat Contractant accordera aux rö- 
fugies le regime qu'il accorde aux 
etrangers en general. 

2. Apres un delai de residence de trois 
ans, tous les refugies beneficieront, sur 
le territoire des Etats Contractants, de la 
dispense de reciprocite legislative. 


3. Tout Etat Contractant continuera ä 
accorder aux refugies les droits et avan- 
tages auxquels ils pouvaient dejä pre- 
tendre, en l'absence de reciprocite, ä la 
date d'entree en vigueur de cette Con- 
vention pour ledit Etat. 


Artikel 2 

Allgemeine Verpflichtungen 

Jeder Flüchtling hat gegenüber dem 
Land, in dem er sich befindet, Pflichten, 
zu denen insbesondere die Verpflichtung 
gehört, sich entsprechend den Gesetzen 
und sonstigen rechtlichen Bestimmungen 
sowie den zur Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung getroffenen Maß- 
nahmen zu verhalten. 


Artikel 3 

Verbot unterschiedlicher Behandlung 

Die vertragschließenden Staaten haben 
die Bestimmungen dieses Abkommens auf 
Flüchtlinge ohne unterschiedliche Behand- 
lung in bezug auf die Rasse, die Religion 
oder das Herkunftsland anzuwenden. 

Artikel 4 

Religion 

Die vertragschließenden Staaten haben 
den Flüchtlingen auf ihrem Gebiet eine 
mindestens ebenso günstige Behandlung 
zu gewähren wie die, welche ihren Staats- 
angehörigen in bezug auf die Freiheit der 
Religionsausübung und die Freiheit des 
Religionsunterrichtes ihrer Kinder gewährt 
wird. 

Artikel 5 

Rechte, die unabhängig von diesem 
Abkommen gewährt werden 

Keine Bestimmung dieses Abkommens 
berührt die sonstigen Rechte und Vor- 
teile, die unabhängig von diesem Ab- 
kommen den Flüchtlingen gewährt werden. 

Artikel 6 

Der Ausdrude „unter den gleichen 

Umständen" 

Im Sinne dieses Abkommens ist der 
Ausdruck „unter den gleichen Umständen" 
dahin zu verstehen, daß alle Bedingungen 
(einschließlich der Bedingungen, die sich 
auf die Dauer und die Bedingungen des 
Aufenthaltes oder Wohnsitzes beziehen), 
die die in Frage kommende Person er- 
füllen müßte, um das in Betracht kom- 
mende Recht auszuüben, wenn sie nicht 
Flüchtling wäre, von ihr erfüllt werden 
müssen, mit Ausnahme solcher Bedin- 
gungen, die ihrem Wesen nach von einem 
Flüchtling nicht erfüllt werden können. 

Artikel 7 
Befreiung 

von dem Erfordernis der Gegenseitigkeit 

1. Vorbehaltlich der durch dieses Ab- 
kommen vorgesehenen günstigeren Be- 
stimmungen hat jeder vertragschließende 
Staat den Flüchtlingen die Behandlung zu- 
teil werden zu lassen, die er Ausländern 
im allgemeinen gewährt. 

2. Nach dreijährigem Aufenthalt kommt 
allen Flüchtlingen in dem Gebiete der 
vertragschließenden Staaten die Befreiung 
von dem Erfordernis der Gegenseitigkeit 
in bezug auf die gesetzlichen Bestimmun- 
gen zugute. 

3. Jeder vertragschließende Staat hat 
den Flüchtlingen die Rechte und Vergün- 
stigungen, auf die sie bereits bei fehlen- 
der Gegenseitigkeit Anspruch erheben 
konnten, mit dem Zeitpunkt weiterhin zu 
gewähren, an dem dieses Abkommen für 
diesen Staat in Kraft tritt. 
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4, The Contracting States shall consider 
favourably the possibility of according to 
refugees, in the absence of reciprocity, 
rights and benefits beyond those to which 
they are entitled according to paragraphs 
2 and 3, and to extending exemption from 
reciprocity to refugees who do not fuifil 
the conditions provided for in parapraphs 
2 and 3. 


5. The provisions of paragraphs 2 and 3 
apply both to the rights and benefits refer- 
red to in articles 13, 18, 19, 21 and 22 of this 
Convention and to rights and benefits for 
which this Convention does not provide. 


A r t i c 1 e 8 

Exemption from Exceptional Measures 

With regard to exceptional measures 
which may be taken against the person, 
property or interests of nationals of a 
foreign State, the Contracting States shall 
not apply such measures to a refugee who 
is formally a national of the said State 
solely on account of such nationality. 
Contracting States which, under their 
legislation, are prevented fröm applying 
the general principle expressed in this 
article, shall, in appropriate cases, grant 
exemptions in favour of such refugees. 


Article 9 
Provisional Measures 

Nothing in this Convention shall pre- 
vent a Contracting State, in time of war 
or other grave and exceptional circum- 
stances, from taking provisionally mea- 
sures which it considers to be essential to 
the national Security in the case of a 
particular person, pending a determirtation 
by the Contracting State that that person 
is in fact a refugee and that the conti- 
nuance of such measures is necessary in 
his case in the interests of national 
security. 


Article 10 
Continuity of Residence 

1. Where a refugee has been forcibly 
displaced during the Second World War 
and removed to the territory of a Con- 
tracting State, and is resident there, the 
period of such enforced sojourn shall be 
considered to have been lawful residence 
within that territory. 

2. Where a refugee has been forcibly 
displaced during the Second World War 
from the territory of a Contracting State 
and has, prior to the date of entry into 
force of this Convention, returned there 
for the purpose of taking up residence, 
the period of residence before and after 
such enforced displacement shall be 
regarded as one uninterrupted period for 
any purposes for which uninterrupted 
residence is required. 

Article 11 

Refugee Seamen 

In the case of refugees regularly 
serving as crew members on board a ship 


4. Les Etats Contractants envisageront 
avec bienveillance la possibilite d'ac- 
corder aux refugies, en l’absence de re- 
ciprocite, des droits et des avantages 
outre ceux auxquels ils peuvent pre- 
tendre en vertu des paragraphes 2 et 3 
ainsi que la possibilite de faire benen- 
cier de la dispense de reciprocite des re- 
fugies qui ne remplissent pas les conditions 
visees aux paragraphes 2 et 3. 


5. Les dispositions des paragraphes 2 
et 3 ci-dessus s'appliquent aussi bien aux 
droits et avantages vises aux articles 13, 
18, 19, 21 et 22 de cette Convention 
qu’aux droits et avantages qui ne sont 
pas prevus par eile. 


Article 8 

Dispense de mesures exceptionnelles 

En ce qui concerne les mesures excep- 
tionnelles qui peuvent etre prises contre 
la personne, les biens ou les interets des 
ressortissants d'un Etat determine, les 
Etats Contractants n’appliqueront pas ces 
mesures ä un refugie ressortissant for- 
mellement dudit Etat uniquement en raison 
de sa nationalite. Les Etats Contractants 
qui, de par leur legislation, ne peuvent 
appliquer le principe general consacre 
dans cet article aecorderont dans des cas 
appropries des dispenses en faveur de tels 
refugies. 


Article 9 
Mesures provisoires 

Aucune des dispositions de la presente 
Convention n’a pour effet d'empecher un 
Etat Contractant, en temps de guerre ou 
dans d'autres circonstances graves et ex- 
ceptionnelles, de prendre provisoirement, 
a l'egard d’une personne determinee, les 
mesures que cet Etat estime indispensables 
ä la securite nationale, en attendant qu'il 
soit etabli par ledit Etat Contractant que 
cette personne est effectivement un 
refugie et que le maintien desdites me- 
sures est necessaire ä son egard dans 
l’interet de sa securite nationale. 


Article 10 
Continuite de residence 

1. Lorsqu'un refugie a ete deporte au 
cours de la deuxiöme guerre mondiale et 
transporte sur le territoire de Tun des 
Etats Contractants et y reside, la duree 
de ce sejour force comptera comme 
residence reguliere sur ce territoire. 


2. Lorsqu'un refugie a ete deporte du 
territoire d’un Etat Contractant au cours 
de la deuxieme guerre mondiale et y est 
retourne avant l’entree en vigueur de 
cette Convention pour y etablir sa resi- 
dence, la periode qui precede et celle qui 
suit cette deportation seront considerees, 
a toutes les fins pour lesquelles une resi- 
dence ininterrompue est necessaire, 
comme ne constituant qu’une seule 
periode ininterrompue. 

Article 11 
Gens de mer röfugiös 

Dans le cas de refugies regulierement 
employes comme membres de l'equipage 


4. Die vertragschließenden Staaten wer- 
den wohlwollend die Möglichkeit in Be- 
tracht ziehen, den Flüchtlingen bei fehlen- 
der Gegenseitigkeit Rechte und Vergün- 
stigungen zu gewähren, außer den Rech- 
ten und Vergünstigungen, auf die sie auf 
Grund der Ziffern 2 und 3 Anspruch er- 
heben können, sowie die Möglichkeit, die 
Befreiung von dem Erfordernis der Ge- 
genseitigkeit den Flüchtlingen zukommen 
zu lassen, die die in den Ziffern 2 und 3 
erwähnten Voraussetzungen nicht erfüllen. 

5. Bestimmungen der Ziffern 2 und 3 
finden sowohl auf Rechte und Vergünsti- 
gungen im Sinne der Artikel 13, 18, 19, 
21 und 22 dieses Abkommens als auch 
auf die Rechte und Vergünstigungen An- 
wendung, die in diesem Abkommen nicht 
vorgesehen sind. 

Artikel 8 

Befreiung von außergewöhnlichen 

Maß nahmen 

Soweit es sich um außergewöhnliche 
Maßnahmen handelt, die gegen die Per- 
son, das Vermögen oder die Interessen 
der Staatsangehörigen eines bestimmten 
Staates ergriffen werden können, werden 
die vertragschließenden Staaten diese 
Maßnahmen auf einen Flüchtling, der for- 
mell ein Staatsangehöriger dieses Staates 
ist, nicht lediglich wegen seiner Staats- 
angehörigkeit anwenden. Die vertrag- 
schließenden Staaten, die auf Grund ihrer 
Gesetzgebung den in diesem Artikel auf- 
gestellten allgemeinen Grundsatz nicht 
anwenden können, werden in geeigneten 
Fällen solchen Flüchtlingen Befreiungen 
gewähren. 

Artikel 9 
Vorläufige Maßnahmen 

Keine der Bestimmungen dieses Ab- 
kommens hat die Wirkung, daß ein ver- 
tragschließender Staat in Kriegszeiten 
oder unter sonstigen schwerwiegenden 
und außergewöhnlichen Umständen daran 
gehindert werden soll, in bezug auf eine 
bestimmte Person vorläufig die Maß- 
nahmen zu ergreifen, die dieser Staat für 
die Staatssicherheit für unerläßlich hält, 
bis durch diesen Vertragsstaat entschie- 
den wird, daß diese Person tatsächlich 
ein Flüchtling ist und die Aufrechterhal- 
tung dieser Maßnahmen in bezug auf 
ihn im Interesse der Sicherheit des Staa- 
tes erforderlich ist. 

Artikel 10 
Fortdauer des Aufenthaltes 

1. Ist ein Flüchtling während des zwei- 
ten Weltkrieges zwangsverschickt und 
nach dem Gebiete eines der Vertrags- 
staaten geschafft worden und hält er sich 
dort auf, so gilt die Dauer dieses Zwangs- 
aufenthaltes als ordnungsmäßiger Auf- 
enthalt auf diesem Gebiet. 

2. Ist ein Flüchtling während des zwei- 
ten Weltkrieges aus dem Gebiete eines 
Vertragsstaates zwangsverschickt worden 
und dorthin vor dem Inkrafttreten dieses 
Abkommens zurückgekehrt, um seinen 
Aufenthalt zu nehmen, so gilt die Zeit 
vor und nach dieser Zwangsverschickung 
für alle Zwecke, für die ein ununter- 
brochener Aufenthalt erforderlich ist, als 
ein einziger ununterbrochener Zeitab- 
schnitt. 

Artikel 11 
Geflüchtete Seeleute 

Soweit es sich um Flüchtlinge handelt, 
die ordnungsgemäß als Angehörige der 
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flying the flag of a Contracting State, that 
State shall give sympathetic consideration 
to their establishment on its territory and 
the issue of travel documents to them or 
their temporary admission to its territory 
particularly with a view to facilitating 
their establishment in another country. 


CHAPTER II 

Juridical Status 

A r t i c 1 e 12 

Personal Status 

1. The personal Status of a refugee 
shall be governed by the law of the 
country of his domicile or, if he has no 
domicile, by the law of the country of 
his residence. 

2. Rights previously acquired by a 
refugee and dependent on personal status, 
more particularly rights attaching to 
marriage, shall be respected by a Con- 
tracting State, subject to compliance, if 
this be necessary, with the formalities 
required by the law of that State, provided 
that the right in question is one which 
would have been recognized by the law 
of that State had he not become a refugee. 


A r t i c 1 e 13 

Movable and Immovable Property 

The Contracting States shall accord to 
a refugee treatment as favourable as 
possible and, in any event, not less 
favourable than that accorded to aliens 
generally in the same circumstances, as 
regards the acquisition of movable and 
immovable property and other rights 
pertaining thereto, and to leases and 
other contracts relating to movable and 
immovable property. 


A r t i c 1 e 14 

Artistic Rights and industrial Property 

In respect of the protection of indu- 
strial property, such as inventions, designs 
or models, trade marks, trade names, and 
of rights in literary, artistic and scien- 
tific works, a refugee shall be accorded 
in the country in which he has his habi- 
tual residence the same protection as is 
accorded to nationals of that country. In 
the territory of any other Contracting 
State, he shall be accorded the same pro- 
tection as is accorded in that territory 
to nationals of the country in which he 
has his habitual residence. 

A r t i c 1 e 15 
Right of Association 

As regards non-political and non-pro- 
fitmaking associations and trade unions 
the Contracting States shall accord to 
refugees lawfully staying in their terri- 
tory the most favourable treatment accord- 
ed to nationals of a foreign country, in 
the same circumstances. 


ä bord d'un navire battant pavillon d'un 
Etat Contractant, cet Etat examinera 
avec bienveillance la possibilite d'auto- 
riser lesdits refugies ä s'etablir sur son 
territoire et de leur delivrer des titres de 
voyage ou de les admettre a titre tempo- 
raire sur son territoire, afin, notamment, 
de faciliter leur etablissement dans un 
autre pays. 


CHAPITRE II 

Condition juridique 

A r t i c 1 e 12 

Statut personnel 

1. Le Statut personnel de tout refugie 
sera regi pai la loi du pays de son domi- 
cile ou, ä defaut de domicile, par la loi 
du pays de sa residence. 

2. Les droits, precedemment acquis par 
le refugie et decoulant du Statut personnel, 
et notamment ceux qui resultent du 
mariage, seront respectes par tout Etat 
Contractant, sous reserve, le cas echeant, 
de laccomplissement des formalites 
prevues par la legislation dudit Etat, 
etant entendu, toutefois, que le droit en 
cause doit etre de ceux qui auraient ete 
reconnus par la legislation dudit Etat si 
l'interesse n etait devenu un refugie 


A r t i c 1 e 13 

Propriete mobiliere et immobiliere 

Les Etats Contractants accorderont ä 
tout refugie un traitement aussi favo- 
rable que possible et de toute fagon un 
traitement qui ne soit pas moins favorable 
que celui qui est accorde, dans les memes 
circonstances, aux etrangers en general 
en ce qui concerne l acquisition de la 
propriete mobiliere et immobiliere et 
autres droits s'y rapportant, le louage et 
les autres contrats relatifs ä la propriete 
mobiliere et immobiliere. 


A r t i c 1 e 14 

Propriete intellectuelle et industrielle 

En matiere de protection de la pro- 
priete industrielle, notamment d'inven- 
tions, dessins, modeles, marques de 
fabrique, nom commercial, et en matiere 
de protection de la propriete litteraire, 
artistique et scientifique, tout refugie 
beneficiera dans le pays oü il a sa rösi- 
dence habituelle de la protection qui est 
accordee aux nationaux dudit pays. Dans 
le territoire de Tun quelconque'des autres 
Etats Contractants, il beneficiera de la 
protection qui est accordee dans ledit 
territoire aux nationaux du pays dans 
lequel il a sa residence habituelle. 

A r t i c 1 e 15 
Droits d'association 

Les Etats Contractants accorderont aux 
refugies qui resident regulierement sur 
leur territoire, en ce qui concerne les 
associations ä but non politique et non 
lucratif et les syndicats professionnels, 
le traitement le plus favorable accorde 
aux ressortissants dun pays etranger, 
dans les memes circonstances. 


Besatzung an Bord eines Schiffes Dienst 
tun, welches die Flagge eines Vertrags- 
staates führt, wird dieser Staat wohl- 
wollend die Möglichkeit prüfen, diesen 
Flüchtlingen die Genehmigung zur Nie- 
derlassung auf seinem Gebiete zu er- 
teilen und ihnen Reiseausweise auszu- 
stellen oder sie vorläufig auf seinem Ge- 
biete aufzunehmen, insbesondere um ihre 
Niederlassung in einem anderen Lande 
zu erleichtern. 

IL KAPITEL 

Rechtsstellung 

Artikel 12 

Personalstatut 

1. Das Personalstatut jedes Flüchtlings 
bestimmt sich nach dem Recht des Landes 
seines Wohnsitzes oder, in Ermangelung 
eines Wohnsitzes, nach dem Recht des 
Landes seines Aufenthaltsortes. 

2. Die Rechte, die ein Flüchtling vor- 
her erworben hat und die sich aus dem 
Personalstatut ergeben, insbesondere die 
sich aus der Eheschließung ergebenden 
Rechte, sind von jedem vertragschließen- 
den Staate zu achten, gegebenenfalls vor- 
behaltlich der Erfüllung der durch die Ge- 
setze dieses Staates vorgesehenen For- 
malitäten; hierbei wird jedoch unterstellt, 
daß das in Betracht kommende Recht zu 
den Rechten gehören muß, die durch die 
Gesetze dieses Staates anerkannt würden, 
wenn die in Betracht kommende Person 
kein Flüchtling geworden wäre. 

Artikel 13 

Bewegliches und unbewegliches Eigentum 

Die vertragschließenden Staaten haben 
jedem Flüchtling in bezug auf den Er- 
werb von beweglichem und unbeweg- 
lichem Eigentum und sonstigen diesbe- 
züglichen Rechten wie auch in bezug auf 
die Miete und sonstige Verträge hin- 
sichtlich beweglichen und unbeweglichen 
Eigentums eine Behandlung zuteil wer- 
den zii lassen, die so günstig wie möglich 
und jedenfalls nicht ungünstiger ist als 
die Behandlung, welche unter den gleichen 
Umständen Ausländern iin allgemeinen 
zuteil wird. 

Artikel 14 

Geistiges und gewerbliches Eigentum 

Hinsichtlich des Schutzes des gewerb- 
lichen Eigentums, insbesondere von Er- 
findungen, Mustern und Modellen, Waren- 
zeichen und Handelsnamen, sowie des 
Schutzes von Werken der Literatur, Wis- 
senschaft und Kunst genießt jeder Flücht- 
ling in dem Land, in dem er seinen ge- 
wöhnlichen Aufenthalt hat, den Schutz, 
der den Staatsangehörigen dieses Landes 
gewährt wird. Im Gebiet eines anderen 
vertragschließenden Staates genießt er 
defi Schutz, welcher in diesem Gebiet den 
Staatsangehörigen des Landes gewährt 
wird, in dem er seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. 

Artikel 15 
Vereinigungsrecht 

Die vertragschließenden Staaten haben 
den Flüchtlingen, die sich ordnungsgemäß 
auf ihrem Gebiete aufhalten, in bezug 
auf Vereinigungen zu nichtpolitischen 
und nicht auf den Erwerb gerichteten 
Zwecken und in bezug auf Gewerkschaf- 
ten die günstigste Behandlung zu gewäh- 
ren, die unter den gleichen Umständen 
den Staatsangehörigen eines fremden 
Landes gewährt wird. 
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A r t i c 1 e 16 


A r t i c 1 e 16 

Access to Courts 

1. A refugee shall have free access to 
the courts of law on the territory of all 
Contracting States. 

2. A refugee shall enjoy in the Contract- 
ing State in whidi he has his habitual 
residence the same treatment as a na- 
tional in matters pertaining to access to 
the Courts, including legal assistance and 
exemption from cautio judicatum solvi. 


3. A refugee shall be accorded in the 
matters referred to in paragraph 2 in 
countries other than that in whidi he has 
his habitual residence the treatment grand- 
ed to a national of the country of his 
habitual residence. 


CHAPTER III 

Gainful employment 

A r t i c 1 e 17 

Wage-earning Employment 

1. The Contracting States shall accord 
to refugees lawfully staying in their terri- 
tory the most favourable treatment accord- 
ed to nationals of a foreign country in 
the same circumstances, as regards the 
right to engage in wage-earning employ- 
ment. 

2. In any case, restrictive measures im- 
posed o» aliens or the employment of 
aliens for the protection of the national 
labour market shall not be applied to a 
refugee who was already exempt from 
them at the date of entry into force of 
this Convention for the Contracting State 
concerned, or who fulfils one of the follow- 
ing conditions: 

(a) He has completed three years resi- 
dence in the country; 

(b) He has a spouse possessing the natio- 
nality of the country of residence. A 
refugee may not invoke the benefit of 
this provision if he has abandoned his 
spouse; 

(c) He has one or more children possessing 
the nationality of the country of resi- 
dence. 

3. The Contracting States shall give 
sympathetic consideration to assimilating 
the rights of all refugees with regard to 
wage-earning employment to those of 
nationals, and in particular of those refu- 
gees who have entered their territory 
pursuant to programmes of labour recruit- 
ment or under immigration schemes. 


A r t i c 1 e 18 
SeH-employment 

The Contracting States shall accord to 
a refugee lawfully in their territory treat- 
ment as favourable as possible and, in 
any event, not less favourable than that 
accorded to aliens generally in the same 
circumstances, as regards the right to en- 
gage on his own account in agriculture, 
industry, handicrafts and commerce and 


Droit d ester en justice 

1. Tout refugie aura, sur le territoire 
des Etats Contractants, libre et facile 
acces devant les tribunaux. 

2. Dans l'Etat Contractant oü il a sa 
residence habituelle, tout refugie jouira 
du meme traitement qu’un ressortissant 
en ce qui concerne l acces aux tribunaux, 
y compris l assistance judiciaire et l’ex- 
emption de la caution judicatum solvi. 


3. Dans les Etats Contractants autres 
que celui oü il a sa residence habituelle, 
et en ce qui concerne les questions 
visees au paragraphe 2, tout refugie 
jouira du meme traitement qu’un natio- 
nal du pays dans lequel il a sa resi- 
dence habituelle. 

CHAPITRE III 

Emplois lucratifs 

A r t i c 1 e 17 
Professions salariees 

1. Les Etats Contractants accorderont 
a tout refugie residant regulierement sur 
leur territoire le traitement le plus fa- 
vorable accorde, dans les memes circon- 
stances, aux ressortissants dun pays 
etranger en ce qui concerne I'exercice 
d une activite professionnelle salariee. 

2. En tout cas, les mesures restrictives 
imposees aux* etrangers ou a l'emploi 
d'etrangers pour la protection du marche 
national du travail ne seront pas applica- 
bles aux refugies qui en etaient deja 
dispenses ä la date de l'entree en vigueur 
de cette Convention par l'Etat Contrac- 
tant interesse, ou qui remplissent l'une 
des conditions suivantes: 

a) compter trois ans de residence dans le 
pays; 

b) avoir pour conjoint une personne 
possedant la nationalite du pays de 
residence. Un refugie ne pourrait in- 
voquer le benefice de cette disposi- 
tion au cas oü il aurait abandonne 
son conjoint; 

c) avoir un ou plusieurs enfants posse- 
dant la nationalite du pays de resi- 
dence. 

3. Les Etats Contractants envisagcront 
avec bienveillance l’adoption de mesures 
tendant a assimiler les droits de tous les 
refugies en ce qui concerne I’exercice 
des professions salariees a ceux de leurs 
nationaux et ce, notamment pour les 
refugies qui sont entres sur leur terri- 
toire en application d un Programme de 
recrutement de la main-d’oeuvre ou d'un 
plan d’immigration. 


Article 18 

Professions non salariees 

Les Etats Contractants accorderont aux 
refugies se trouvant regulierement sur 
leur territoire le traitement aussi favo- 
rable que possible et en tout cas un 
traitement non moins favorable que celui 
accorde dans les memes circonstances 
aux etrangers en general, en ce qui con- 
cerne I'exercice dune profession non 


Artikel 16 
Zutritt zu den Gerichten 

1. Jeder Flüchtling hat auf dem Gebiet 
der vertragschließenden Staaten freien 
(und unbehinderten) Zutritt zu den Ge- 
richten. 

2. In dem vertragschließenden Staat, 
in dem ein Flüchtling seinen gewöhn- 
lichen Aufenthalt hat, genießt er in bezug 
auf den Zutritt zu den Gerichten ein- 
schließlich des Armenrechts und der Be- 
freiung von der Sicherheitsleistung für 
Prozeßkosten die gleiche Behandlung wie 
ein Staatsangehöriger. 

3. In den vertragschließenden Staaten, 
in denen ein Flüchtling nicht seinen ge- 
wöhnlichen Aufenthalt hat, genießt er in 
bezug auf die in Ziffer 2 erwähnten An- 
gelegenheiten die gleiche Behandlung wie 
ein Staatsangehöriger des Landes, in dem 
er seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

III. KAPITEL 

Erwerbstätigkeit 

Artikel 17 

Lohnarbeit 

1. Die vertragschließendem Staaten ge- 
währen jedem Flüchtling, der sidi ord- 
nungsgemäß auf ihrem Gebiete aufhält, 
die günstigste Behandlung, die in bezug 
auf die Ausübung einer entgeltlichen Be- 
rufstätigkeit (Lohnarbeit) unter den glei- 
chen Umständen den Staatsangehörigen 
eines fremden Landes gewährt wird. 

2. In jedem Falle finden die einschrän- 
kenden Maßnahmen, die für Ausländer 
oder für die Beschäftigung von Auslän- 
dern zum Schutz des Arbeitsmarktes des 
Landes vorgeschrieben sind, keine Anwen- 
dung auf Flüchtlinge, die hiervon im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ab- 
kommens durch den in Betracht kom- 
menden Staat bereits befreit waren oder 
eine der folgenden Bedingungen erfüllen; 

a) sich drei Jahre in dem Lande auf- 
gehalten haben; 

b) deren Ehegatte die Staatsangehörig- 
keit des Aufenthaltslandes besitzt; ein 
Flüchtling darf sich auf die Vergünsti- 
gung dieser Bestimmung dann nicht be- 
rufen, wenn er seinen Ehegatten ver- 
lassen hat; 

c) ein oder mehrere Kinder hat, die die 
Staatsangehörigkeit des Aufenthalts- 
landes besitzen. 

3. Die vertragschließenden Staaten 
werden wohlwollend die Einführung von 
Maßnahmen in Betracht ziehen, um die 
Rechte aller Flüchtlinge in bezug auf die 
Ausübung einer entgeltlichen Beschäfti- 
gung den Rechten ihrer eigenen Staats- 
angehörigen, insbesondere die Rechte 
solcher Flüchtlinge, die in Durchführung 
eines Anwerbungsprogramms für Arbeits- 
kräfte oder eines Einwanderungsplanes 
in ihr Staatsgebiet gekommen sind, an- 
zugleichen. 

Artikel 18 

Selbständige Kesdiäftigungen 

Die vertragschließenden Staaten ge- 
währen den Flüchtlingen, die sich ord- 
nungsgemäß auf ihrem Gebiet befinden, 
eine möglichst günstige Behandlung, die 
in jedem Fall nicht weniger günstig sein 
darf als die Behandlung, die unter den 
gleichen Umständen Ausländern im allge- 
meinen gewährt wird, soweit es sich um 



to establish commercial and industrial 
Companies. 


A r t i c 1 e 19 
Liberal Professions 

1. Eadi Contracting State shall accord 
to refugees lawfully staying in their terri- 
tory who hold diplomas recognized by 
the competent authorities of that State, 
and who are desirous of practising a 
liberal profession, treatment as favour- 
able as possible and, in any event, not 
less favourable than that accorded to 
aliens generally in the same circum- 
stanccs. 

2. The Contracting States shall use their 
best endeavours consistently with their 
laws and constitutions to secure the 
Settlement of such refugees in the terri- 
tories, other than the metropolitan terri- 
tory, for whose international relations 
they are responsible. 


# CHAPTER IV 

Welfare 

A r t i c 1 e 20 

Rationing 

Where a rationing System exists, which 
applies to the population at large and 
regulates the general distribution of pro- 
ducts in short supply, refugees shall be 
accorded the same treatment as nationals. 

A r t i c 1 e 21 

Housing 

As regards housing, the Contracting 
States, in so far as the matter is regu- 
lated by laws or regulations or is subject 
to the control of public authorities, shall 
accord to refugees lawfully staying in 
their territory treatment as favourable as 
possible and, in any event, not less 
favourable than that accorded to aliens 
generally in the same circumstances. 


A r t i c 1 e 22 

Public Education 

1. The Contracting States shall accord 
to refugees the same treatment as is 
accorded to nationals with respect to 
elementary education. 

2. The Contracting States shall accord 
to refugees treatment as favourable as 
possible, and, in any event, not ^less 
favourable than that accorded to aliens 
generally in the same circumstances, 
with respect to education other than 
elementary education and, in particular, 
as regards access to studies, the recog- 
nition of foreign school certificates, diplo- 
mas and degrees, the remission of fees 
and charges and the award of scholar- 
ships. 


A r t i c 1 e 23 
Public Relief 

The Contracting States shall accord to 
refugees lawfully staying in their terri- 


salari&e dans l'agriculture, I'industrie, 
l'artisanat et le commerce, ainsi que la 
creation de societes commerciales et in- 
dustrielles. 


A r t i c 1 e 19 
Professions liberales 

1. Tout Etat Contractant accordera aux 
refugies residant regulierement sur leur 
territoire, qui sont titülaires de diplömes 
reconnus par les autorites competentes 
dudit Etat et qui sont desireux d’exercer 
une profession liberale, un traitement 
aussi favorable que possible et en tout 
cas un traitement non moins favorable 
que celui accorde, dans les meines cir- 
constances, aux etrangers en general. 

2. Les Etats Contractants feront tout 
ce qui est en leur pouvoir, conformement 
ä leurs lois et constitutions, pour assurer 
l'installation de tels refugies dans les 
territoires, autres que le territoire metro- 
politain, dont ils assument la responsa- 
bilite des relations internationales. 


CHAPITRE IV 

Bien-etre 

A r t i c 1 e 20 

Rationnement 

Dans le cas oü il existe un Systeme de 
rationnement auquel est soumise la po- 
pulation dans son ensemble et qui regle- 
mente la repartition generale de produits 
dont il y a penurie, les refugies seront 
traites comrre les nationaux. 

A r t i c 1 e 21 

Logement 

En ce qui concerne le logement, les 
Etats Contractants accorderont, dans la 
mesure oü cette question tombe sous le 
coup des lois et reglements ou est 
soumise au contröle des autorites publi- 
ques, aux refugies residant regulierement 
sur leur territoire un traitement aussi 
favorable que possible; ce traitement ne 
saurait etre, en tout cas. moins favorable 
que celui qui est accorde, dans les me- 
ines circonstances, aux etrangers en 
general. 


A r t i c 1 e 22 
Education publique 

1. Les Etats Contractants accorderont 
aux refugies le meme traitement qu'aux 
nationaux en ce qui concerne l'enseigne- 
ment primaire. 

2. Les Etats Contractants accorderont 
aux refugies un traitement aussi favo- 
rable que possible, et en tout cas non 
moins favorable que celui qui est accorde 
aux etrangers en general dans les memes 
circonstances quant aux categories d'en- 
seignement autre que Tenseignement 
primaire et notamment en ce qui con- 
cerne l'acces aux etudes, la reconnais- 
sance de certificats d'etudes, de diplömes 
et de titres universitaires delivres, ä 
l’etranger, la remise des droits et taxes 
et l’attribution de bourses d’etudes. 

Article 23 
Assistance publique 

Les Etats Contractants accorderont aux 
refugies residant regulierement sur leur 


die Ausübung einer selbständigen Tätig- 
keit auf eigene Rechnung, Tätigkeit in 
der Landwirtschaft, Industrie, dem Hand- 
werk und Handel sowie die Errichtung von 
Handels- und gewerblichen Gesellschaften 
handelt. 

Artikel 19 

Freie Berufe 

1. Jeder vertragschließende Staat ge- 
währt den Flüchtlingen, die sich ordnungs- 
gemäß auf seinem Staatsgebiet aufhalten, 
Inhaber von Diplomen sind, welche von 
den zuständigen Behörden dieses Staates 
anerkannt werden, und einen freien Be- 
ruf auszuüben wünschen, eine möglichst 
günstige Behandlung, die in jedem Fall 
nid L weniger günstig sein darf, als die 
Behandlung, die unter den gleichen Um- 
ständen Ausländern im allgemeinen ge- 
währt wird. 

2. Die vertragschließenden Staaten 
werden, entsprechend ihren Gesetzen 
und Verfassungen, alles tun, was in ihrer 
Macht steht, um die Niederlassung von 
solchen Flüchtlingen in den Gebieten, für 
deren internationale Beziehungen sie ver- 
antwortlich sind, jedoch mit Ausnahme des 
Mutterlandes, sicherzustellen. 

IV. KAPITEL 

Wohlfahrt 

Artikel 20 

Rationierung 

Falls ein Rationierungssystem besteht, 
dem die Bevölkerung als Ganzes unter- 
worfen ist, und das die allgemeine Ver- 
teilung von Erzeugnissen regelt, an denen 
Mangel besteht, werden die Flüchtlinge 
wie Staatsangehörige behandelt. 

Artikel 21 

Wohnungswesen 

Soweit es sich um das Wohnungswesen 
handelt, gewähren die vertragschlie- 
ßenden Staaten insoweit, als diese Frage 
unter die gesetzlichen und sonstigen Be- 
stimmungen fällt oder der Überwachung 
durch öffentliche Behörden obliegt, den 
sich ordnungsmäßig auf ihrem Staats- 
gebiet aufhaltenden Flüchtlingen eine 
möglichst günstige Behandlung, die in 
keinem Fall weniger günstig sein darf, 
als die Behandlung, die unter den gleichen 
Umständen Ausländern im allgemeinen 
gewährt wird. 

Artikel 22 
öffentliche Erziehung 

1. Die vertragschließenden Staaten 
gewähren den Flüchtlingen dieselbe Be- 
handlung wie den Staatsangehörigen, so- 
weit es sich um den Elementarunterricht 
handelt. 

2. Die vertragschließenden Staaten 
gewähren den Flüchtlingen eine möglichst 
günstige und in keinem Falle weniger 
günstige Behandlung als diejenige, die 
Ausländern im allgemeinen unter den 
gleichen Umständen gewährt wird, soweit 
es sich um andere Unterrichtskategorien 
als den Elementarunterricht handelt, ins- 
besondere für die Zulassung zum Stu- 
dium, die Anerkennung von ausländischen 
Studienzeugnissen, Diplomen und akade- 
mischen Titeln, für den Erlaß von Ge- 
bühren und Steuern und für die Gewäh- 
rung von Studienfreiplätzen. 

Artikel 23 
öffentliche Unterstützung 

Die vertragschließenden Staaten ge- 
währen den sich ordnungsmäßig auf 
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tory the same treatment with respect to 
public relief and assistance as is aecorded 
to their nationals. 


A r t i c 1 e 24 

Labour Legislation and Social Security 

1. The Contracting States shall accord 
to refugees lawfully staying in their 
territory the same treatment as is accord- 
ed to nationals in respect of the follow- 
ing matters: 

(a) In so far as such matters are gov- 
erned by laws or regulations or are 
subject to the control of administrative 
authorities: remuneration, including 
family allowances where these form 
part of remuneration, hour$ of work, 
overtime arrangements, holidays with 
pay, restrictions on home work, mini- 
mum age of employment, apprentice- 
ship and training, women's work and 
the work of young persons, and the 
enjoyment of the benefits of collective 
bargaining; 

(b) Social security (legal provisions in 
respect of employment injury, occu- 
pational diseases, maternity, sickness, 
disability, old age, death, unemploy- 
ment, family responsibilities and any 
other contingency whidi, according 
to national laws or regulations, is 
covered by a social security scheine), 
subject to the following limitations: 

(i) There may be appropriate arrange- 
ments for the maintenance of ac- 
quired rights and rights in course 
of acquisition; 

(ii) National laws or regulations of the 
country of residence may prescribe 
special arrangements conceming 
benefits or portions of benefits 
which are payable wholly out of 
public funds, and concerning allow- 
ances paid to persons who do 
not fulfil the contribution * condi- 
tions prescribed for the award of 
a normal pension. 


2. The right to compensation for the 
death of a refugee resulting from employ- 
ment injury or from occupational disease 
shall not be affected by the fact that the 
residence of the beneficiary is outside 
the territory of the Contracting State. 

3. The Contracting States shall extend 
to refugees the benefits of agreements 
concluded between them, or whidi may 
be concluded between them in the future, 
concerning the maintenance of acquired 
rights and rights in the process of acqui- 
sition in regard to social security, subject 
only to the conditions which apply to 
nationals of the States signatory to the 
agreements in question. 


4. The Contracting States will give 
sympathetic consideration to extending 
to refugees so far as possible the benefits 
of similar agreements which may at any 
time be in force between such Contrac- 
ting States and non-contracting States. 


territoire le meme traitement en matiere 
d'assistance et de secours publics quä 
leurs nationaux. 


A r t i c 1 e 24 

Ldgislation du travail et securite sociale 


1. Les Etats Contractants accorderont 
aux refugies residant reguiierement sur 
leur territoire le meme traitement qu'aux 
nationaux en ce qui concerne les matie- 
res suivantes: 

a) Dans la mesure oü ces questions sont 
reglementees par la legislation ou de- 
pendent des autorites administratives: 
la remuneration, y compris les allo- 
cations familiales lorsque ces allo- 
cations font partie de la remuneration, 
la duree du travail, les heures supple- 
mentaires, les conges payes, les re- 
strictions au travail ä domicile, l äge 
d'admission ä 1’emploi, l'apprentissage 
et la formation professionnelle, le 
travail des femmes et des adolescents 
et la jouissance des avantages offerts 
par les conventions collectives; 

b) La securite sociale (les dispositions 
legales relatives aux accidents du tra- 
vail, aux maladies professionnelles, ä 
la maternite, ä la maladie, ä l'invali- 
dite, ä la vieillesse et au deces, au 
chömage, aux charges de famille, ainsi 
qua tout autre risque qui, conforme- 
ment ä la legislation nationale, est 
couvert par un Systeme de securite 
sociale), sous reserve: 

i) Des arrangements appropri^s visant 
le maintien des droits acquis et des 
droits en cours d'acquisition; 

ii) Des dispositions particulieres pres- 
crites par la legislation nationale 
du pays de residence et visant les 
prestations ou fractions de presta- 
tions payables exclusivement sur 
les fonds publics, ainsi que les allo- 
cations versees aux personnes qui 
ne reunissent pas les conditions de 
cotisation exigees pour l'attribution 
d’une pension normale. 


2. Les droits ä prestation ouverts par 
le deces d'un refugie survenu du fait d'un 
accident du travail ou d'une maladie pro- 
fessionnelle ne seront pas affectes par le 
fait que l'ayant droit reside en dehors du 
territoire de l'Etat Contractant. 

3. Les Etats Contractants etendront aux 
refugies le benefice des accords qu'ils 
ont conclus ou viendront ä conclure entre 
eux, concernant le maintien des droits 
acquis ou en cours d'acquisition en 
matiere de securite sociale, pour autant 
que les refugies reunissent les conditions 
prevues pour les nationaux des Pays 
signataires des accords en question. 


4. Les Etats Contractants examineront 
avec bienveillance la possibilite d'etendre, 
dans toute la mesure du possible, aux 
refugies, le benefice d'accords similaires 
qui sont ou seront en vigueur entre ces 
Etots Contractants et des Etats non 
contractants. 


ihrem Staatsgebiet aufhaltenden Flücht- 
lingen auf dem Gebiet der öffentlichen 
Wohlfahrt und Unterstützung dieselbe Be- 
handlung wie ihren Staatsangehörigen. 

Artikel 24 

Gesetzliche Bestimmungen über 
l> Arbeits recht und Sozialversicherung 

1. Die vertragschließenden Staaten ge- 
wahren den sich auf ihrem Staatsgebiet 
ordnungsmäßig aufhaltenden Flüchtlingen 
die gleiche Behandlung wie den Staats- 
angehörigen, soweit es sich um folgende 
Angelegenheiten handelt: 

a) insoweit als diese Fragen durch Ge- 
setze oder Verordnungen geregelt sind 
oder zur Zuständigkeit der Verwal- 
tungsbehörden gehören: Lohn ein- 
schließlich der Familienzulagen, wenn 
diese Zulagen einen Teil des Entgelts 
bilden, die Arbeitsdauer, Überstunden, 
bezahlten Urlaub, Einschränkungen der 
Heimarbeit, Berufsmindestalter, Lehr- 
zeit und Berufsausbildung, Arbeit von 
Frauen und Jugendlichen und Genuß 
der durch Tarifverträge gebotenen Ver- 
günstigungen,- 

b) Sozialversicherung (gesetzliche Bestim- 
mungen über Betriebsunfälle, Berufs- 
krankheiten, Mutterschutz, Krankhei- 
ten, Arbeitsunfähigkeit, Altersversor- 
gung und Todesfälle, Arbeitslosigkeit, 
Familienunterhalt sowie über jedes 
andere unvorhergesehene Ereignis, das 
nach der Landesgesetzgebung durch 
ein Sozialversicherungssystem gedeckt 
wird) vorbehaltlich: 

(i) der geeigneten Abmachungen, über 
die Aufrechterhaltung von erwor- 
benen Rechten und Anwartschaften; 

(ii) der besonderen durch die Landes- 
gesetzgebung des Aufenthaltslan- 
des vorgeschriebenen Bestimmun- 
gen, welche die Leistungen oder 
Teilleistungen betreffen, die aus- 
schließlich aus öffentlichen Mitteln 
gestellt werden, sowie die Zu- 
wendungen, die an Personen ge- 
zahlt werden, welche nicht die Be- 
dingungen für die Beitragsleistung 
erfüllen, die für die Gewährung 
normaler Ruhebezüge vorgeschrie- 
ben sind. 

2. Die Entschädigungsansprüche, die 
durch den Tod eines Flüchtlings infolge 
eines Betriebsunfalles oder einer Berufs- 
krankheit entstehen, werden nicht davon 
berührt, daß der Empfangsberechtigte sich 
außerhalb des Staatsgebietes des vertrag- 
schließenden Staates aufhält. 

3. Die vertragschließenden Staaten wer- 
den auf die Flüchtlinge die Vorteile der 
Abkommen ausdehnen, die sie unterein- 
ander abgeschlossen haben oder in Zu- 
kunft abschließen werden, und die die 
Achtung erworbener Rechte und Anwart- 
schaften auf dem Gebiete der Sozialver- 
sicherung betreffen, soweit die Flücht- 
linge alle Bedingungen erfüllen, die für 
die Staatsangehörigen der Unterzeichner- 
staaten dieser Abkommen vorgesehen 
sind. 

4. Die vertragschließenden Staaten wer- 
den wohlwollend die Möglichkeit prüfen, 
in möglichst großem Umfange auf Flücht- 
linge die Vorteile ähnlicher Abkommen 
auszudehnen, die zwischen diesen ver- 
tragschließenden und Nicht-Vertragsstaa- 
ten in Kraft sind oder sein werden. 
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CHAPTER V 

Administrative measures 

A r t i c 1 e 25 
Administrative Assistance 

1. When the exercise of a right by 
a refugee would normally require the 
assistance of authorities of a foreign 
country to whom he cannot have recourse, 
the Contracting States in whose territory 
he is residing shall arrange that such 
assistance be afforded to him by their 
own authorities or by an international 
authority. 

2. The authority or authorities mention- 
ed in paragraph 1 shall deliver or cause 
to be delivered under their supervision 
to refugees such documents or certifi- 
cations as would normally be delivered 
to aliens by or through their national 
authorities. 

3. Documents or certifications so deli- 
vered shall stand in the stead of the 
official instruments delivered to aliens by 
or through their national authorities, and 
shall be given credence in the absence 
of proof to the contrary. 

4. Subject to such exceptional treatment 
as may be granted to indigent persons, 
fees may be charged for the Services 
mentioned herein, but such fees shall be 
moderate and commensurate with those 
charged to nationals for similar Services. 


5. The provisions of this article shall 
be without prejudice to articles 27 and 28. 

Article 26 
Freedom of Movement 

Each Contracting State shall accord to 
refugees lawfully in its territory the 
right to choose their place of residence 
and to move freely within its territory, 
subject to any regulations applicable to 
aliens generally in the same circum- 
stances. 

A r t i c 1 e 27 

Identity Papers 

The Contracting States shall issue iden- 
tity papers to any refugee in their terri- 
tory who does not possess a valid travel 
document. 

A r t i c 1 e 28 
Travel Documents 

1. The Contracting States shall issue to 
refugees lawfully staying in their terri- 
tory travel documents for the purpose of 
travel outside their territory, unless 
compelling reasons of national security 
or public Order otherwise require, and the 
provisions of the Schedule to this Conven- 
tion shall apply with respect to such 
documents. The Contracting States may 
issue such a travel document to any other 
refugee in their territory; they shall in 
particular give sympathetic consideration 
to the issue of such a travel document to 
refugees in their territory who are unable 
to obtain a travel document from the 
country of their lawful residence. 


' 2. Travel documents issued to refugees 
under previous international agreements 


CHAPITRE V 
Mesures administratives 
Article 25 
Aide administrative 

1. Lorsque l'exercice d'un droit par un 
refugie necessiterait normalement le 
concours d' autorites etrangeres aux- 
quelles il ne peut recourir, les Etats 
Contractants sur le territoire clesquels il 
reside veilleront ä ce que ce concours 
lui soit fourni soit par leurs propres auto- 
rites, soit par une autorite internationale. 


2. La ou les autorites visees au para- 
graphe 1 delivreront ou feront delivrer, 
sous leur contröle, ayx refugies, les docu- 
ments ou certificats qui normalement 
seraient delivres ä un etranger par ses 
autorites nationales ou par leur inter- 
mediaire. 

3. Les documents ou certificats ainsi 
delivres remplaceront les actes officiels 
delivres ä des etrangers par leurs auto- 
rites nationales ou par leur intermediaire, 
et feront foi jusqu'ä preuve du contraire. 


4. Sous reserve des exceptions qui 
pourraient etre admises en faveur des 
indigents, les Services mentionnes dans le 
present article pourront etre retribues; 
mais ces retributions seront moderees et 
en rapport avec les perceptions operees 
sur les nationaux ä l occasion de Services 
analogues. 

5. Les dispositions de cet article n’affec- 
tent en rien les articles 27 et 28. 

Article 26 
Liberte de circulation 

Tout Etat Contractant accordera aux 
refugies se trouvant regulierement sur son 
territoire le droit d y choisir leur lieu de 
residence et d’y circuler librement sous 
les reserves instituees par la reglemen- 
tation applicable aux etrangers en 
general dans les memes circonstances. 

Article 27 
Pikees d'identitö 

Les Etats Contractants delivreront des 
pieces d'identite ä tout refugie se trou- 
vant sur leur territoire et qui ne possede 
pas un titre de voyage valable. 

Article 28 

Titres de voyage 

1. Les Etats Contractants delivreront 
aux* refugies residant regulierement sur 
leur territoire, des titres de voyage de- 
stines ä leur permettre de voyager hors 
de ce territoire ä moins que des raisons 
imperieuses de securite nationale ou 
d’ordre public ne s’y opposent; les dis- 
positions* de l'Annexe ä cette Conven- 
tion s'appliqueront ä ces documents. Les 
Etats Contractants pourront delivrer un 
tel titre de voyage ä tout autre refugie 
se trouvant sur leur territoire; ils ac- 
corderont une attention particuliere aux 
cas de refugies se trouvant sur leur terri- 
toire et qui ne sont pas en mesure d ob- 
tenir un titre de voyage du pays de leur 
residence reguliere. 


2. Les documents de voyage delivres 
aux termes d'accords internationaux 


V. KAPITEL 

Verwaltungsmaßnahm en 
Artikel 25 
Verwaltungshilfe 

1. Würde die Ausübung eines Rechts 
durch einen Flüchtling unter gewöhnlichen 
Umständen die Mitwirkung ausländischer 
Behörden erfordern, die er nicht in An- 
spruch nehmen kann, so werden die ver- 
tragschließenden Staaten, auf deren Ge- 
biet er sich aufhält, dafür sorgen, daß ihm 
diese Mitwirkung entweder durch ihre 
eigenen Behörden oder durch eine inter- 
nationale Behörde zuteil wird. 

2. Die in Ziffer 1 genannten Behörden 
werden den Flüchtlingen die Dokumente 
oder Zeugnisse ausstellen oder ausstellen 
lassen, die unter gewöhnlichen Umständen 
einem Ausländer von den Behörden seines 
Landes oder durch dessen Vermittlung 
ausgestellt werden. 

3. Die in dieser Weise ausgestellten 
Dokumente oder Zeugnisse ersetzen die 
amtlichen Urkunden, die Ausländern durch 
die Behörden ihres Landes oder durch 
dessen Vermittlung ausgestellt werden, 
und werden bis zum Beweis des Gegen- 
teils als gültig angesehen. 

4. Vorbehaltlich der Ausnähmen, die 
zu Gunsten von Unbemittelten zugelassen 
werden mögen, können für die in diesem 
Artikel erwähnten Dienste Gebühren ver- 
langt werden; diese Gebühren sind jedcch 
mäßig zu halten und müssen den Ge- 
bühren, die von den eigenen Staatsange- 
hörigen gelegentlich ähnlicher Dienste er- 
hoben werden, entsprechen. 

5. Die Bestimmungen dieses Artikels 
berühren nicht die Artikel 27 und 28, 

Artikel 26 
Freizügigkeit 

Jeder vertragschließende Staat gewährt 
den sich rechtmäßig auf seinem Staats- 
gebiet befindenden Flüchtlingen das Recht, 
dort ihren Aufenthaltsort zu wählen und 
sich frei zu bewegen, vorbehaltlich der 
Bestimmungen, die unter gleichen Um- 
ständen für Ausländer im allgemeinen 
gelten* 

Artikel 27 
Personalausweise 

Die vertragschließenden Staaten stellen 
jedem Flüchtling, der sich auf ihrem Staats- 
gebiet befindet und keinen gültigen Reise- 
ausweis besitzt, einen Personalausweis 
aus. 

Artikel 28 
Reiseausweise 

1. Die vertragschließenden Staaten wer- 
den den Flüchtlingen, die sich rechtmäßig 
in ihrem Staatsgebiet aufhalten, Reiseaus- 
weise ausstellen, die ihnen Reisen außer- 
halb dieses Gebietes ermöglichen sollen, 
es sei denn, daß zwingende Gründe der 
Staatssicherheit oder öffentlichen Ordnung 
entgegenstehen; die Bestimmungen des 
Anhangs zu diesem Abkommen finden auf 
diese Dokumente Anwendung. Die ver- 
tragschließenden Staaten können einen 
solchen Reiseausweis jedem sonstigen 
Flüchtling ausstellen, der sich auf ihren 
Gebieten befindet; sie werden den Fällen 
von Flüchtlingen besondere Aufmerksam- 
keit schenken, die sich auf ihrem Staats- 
gebiet befinden und nicht in der Lage sind, 
in dem Land, in dem sie ihren rechtmäßi- 
gen Aufenthalt haben, einen Reiseausweis 
zu erlangen. 

2. Die Reiseausweise, die auf Grund 
- von internationalen Abkommen ausge- 
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by parties thereto shall be recognized and 
treated by the Contracting States in the 
same way as if they had been issued 
pursuant to this articie. 


A r t i c I e 29 

Fiscal Charges 

1. The Contracting States shall not im- 
pose upon refugees duties, charges or 
taxes, of any description whatsoever, 
other or higher than those which are or 
may be levied on their nationals in similar 
situations. 


2. Nothing in the above paragraph shall 
prevent the application to refugees of the 
laws and regulations concerning charges 
in respect of the issue to aliens of ad- 
ministrative documents including identity 
papers. 

A r. t i c 1 e 30 

Transfer of Asseis 

1. A Contracting State shall, in conform- 
ity with its laws and regulations, permit 
refugees to transfer assets which they 
have brought into its territory, to another 
country where they have been admitted 
for the purposes of resettlement. 


2. A Contracting State shall give sym- 
pathetic consideration to the application 
of refugees for permission to transfer 
assets wherever they may be and which 
are necessary for their resettlement in 
another country to which they have been 
admitted. 


A r t i c 1 e 3 1 

Refugees unlawfully in Ihe Country of 
Refuge 

1. The Contracting States shall not im- 
pose penalties, on account of their illegal 
entry or presence, on refugees who, 
coming directly from a territory where 
their life or freedom was threatened in 
the sense of articie 1, enter or are present 
in their territory without authorization, 
provided they present themselves without 
delay to the authorities and show good 
cause for their illegal entry or presence. 


2. The Contracting States shall not apply 
to the movements of such refugees restric- 
tions other than those which are nec- 
essary and such restrictions shall only be 
applied until their Status in the country 
is regularized or they obtain admission 
into another country. The Contracting 
States shall allow such refugees a reason- 
able period and all the necessary facili- 
ties to obtain admission into another 
country. 


A r t i c 1 e 32 

Expulsion 

1. The Contracting States shall not expel 
a refugee lawfully in their territory save 


anterieurs par les Parties ä ces accords 
seront recontius par les Etats Contrac- 
tants, et traites comme s'ils avaient ete 
delivres aux refugies en vertu du pre- 
sent articie. 

Articie 29 

Charges fiscales 

1. Les Etats Contractants n’assujettiront 
pas les refugies ä des droits, taxes, im- 
pöts, sous quelque denomination que ce 
soit, autres ou plus eleves que ceux qui 
sont ou qui seront percus sur leurs natio- 
naux dans des situations analogues. 


2. Les dispositions du paragraphe pre- 
cedent ne sopposent pas ä l application 
aux refugies des dispositions des lois et 
reglements concernant les taxes afferentes 
ä la delivrance aüx etrangers de docu- 
ments administratifs, pieces d'identite y 
comprises. 

Articie 30 
Transferl des avoirs 

1. Tout Etat Contractant permettra aux 
refugies, conformement aux lois et regle- 
ments de leur pays, de transferer les 
avoirs qu'ils ont fait entrer sur son terri- 
toire, dans le territoire dun autre pays 
oü ils ont ete admis afin de s'y reinstaller. 


2. Tout Etat Contractant accordera sa 
bienveillante attention aux demandes 
presentees par des refugies qui desirent 
obtenir l'autorisation de transferer tous 
autres avoirs necessaires ä leur reinstal- 
lation dans un autre pays oü ils ont ete 
admis afin de s'y reinstaller. 

Articie 31 

Refugies en Situation irreguliere 
dans le pays d’accueil 

• 1. Les Etats Contractants n'applique- 
ront pas de sanctions penaies, du fait de 
leur entree ou de leur sejour irreguliers, 
aux refugies qui, arrivant directement du 
territoire oü leur vie ou leur iiberte etait 
menacee au sens prevu par l’article Pre- 
mier, entrent ou se trouvent sur leur 
territoire sans autorisation, sous la re- 
serve qu'ils se presentent sans delai aux 
autorites et leur exposent des raisons re- 
connues valables de leur entree ou pre- 
sence irregulieres. 

2. Les Etats Contractants n'applique- 
ront aux deplacements de ces refugies 
d’autres restrictions que celles qui sont 
necessaires; ces restrictions seront appli- 
quees seulement en attendant que le 
Statut de ces refugies dans le pays d'ae- 
cueil ait ete regularise ou qu’ils aient 
reussi a se faire admettre dans un autre 
pays. En vue de cette derniere admission 
les Etats Contractants accorderont a ces 
refugies un delai raisonnable ainsi que 
toutes facilites necessaires. 


Articie 32 

Expulsion 

1. Les Etats Contractants n’expulseront 
un refugie se trouvant regulierement sur 


stellt wurden, welche von den Vertrags 
Partnern dieses Abkommens früher ab- 
geschlossen wurden, werden von den ver- 
tragschließenden Staaten anerkannt und 
so behandelt, als wären sie den Flücht- 
lingen auf Grund dieses Artikels ausge- 
stellt worden. 

Artikel 29 

Steuerliche Lasten 

1. Die vertragschließenden Staaten wer- 
den die Flüchtlinge keinen anderen oder 
höheren Gebühren, Abgaben oder Steuern, 
gleichviel unter welcher Bezeichnung, 
unterwerfen als denen, die unter ähn- 
lichen Verhältnissen von ihren Staats- 
angehörigen jetzt oder künftig erhoben 
werden. 

2. Die Bestimmungen der vorstehenden 
Ziffer stehen der Anwendung der gesetz- 
lichen und sonstigen Bestimmungen nicht 
entgegen, welche die Gebühren für die 
Ausstellung von Verwaltungsdokumenten 
einschließlich Personalausweisen an Aus- 
länder betreffen. 

. Artikel 30 

Überführung von Vermögenswerten 

1. Jeder vertragschließende Staat wird 
den Flüchtlingen, in Übereinstimmung mit 
den gesetzlichen und sonstigen Bestim- 
mungen des Landes erlauben, die Ver- 
mögenswerte, die sie auf sein Staatsge- 
biet gebracht haben, in das Staatsgebiet 
eines anderen Landes zu überführen, in 
dem sie zwecks ihrer Ansiedlung aufge- 
nommen wurden. 

2. Jeder vertragschließende Staat wird 
wohlwollend die Gesuche von Flücht- 
lingen prüfen, welche die Ermächtigung 
zu erlangen wünschen, alle ihre Ver- 
mögenswerte, die zu ihrer Wiederansied- 
lung erforderlich sind, wo immer sie sich 
befinden mögen, in ein anderes Land zu 
überführen, in dem sie zur Ansiedlung 
aufgenomen wurden. 

Artikel 31 

Flüchtlinge, die sich unrechtmäßig 
in dem Aufnahmeland aufhalten 

1. Die vertragschließenden Staaten wer- 
den keine Strafbestimmungen wegen un- 
rechtmäßiger Einreise oder unrechtmäßi- 
gen Aufenthalts auf Flüchtlinge anwen- 
den, die in ihr Staatsgebiet ohne Erlaub- 
nis einreisen oder sich dort befinden und 
die unmittelbar aus einem Gebiet kom- 
men, in dem ihr Leben oder ihre Freiheit 
im Sinne des Artikels 1 bedroht waren, 
sofern sie sich unverzüglich bei den Be- 
hörden melden und stichhaltige Gründe 
für ihre unerlaubte Einreise oder ihre un- 
erlaubte Anwesenheit darlegen. 

2. Die vertragschließenden Staaten wer- 
den auf die Freizügigkeit dieser Flücht- 
linge keine weiteren Einschränkungen 
anwenden als diejenigen, die erforderlich 
sind; diese Einschränkungen werden je- 
noch nur solange Anwendung finden, bis 
die Rechtsstellung dieser Flüchtlinge in 
dem Aufenthaltsland geregelt oder es 
ihnen gelungen ist, in einem anderen 
Lande Aufnahme zu finden. Die vertrag- 
schließenden Staaten werden diesen 
Flüchtlingen eine angemessene Frist so- 
wie alle erforderlichen Erleichterungen 
gewähren, um die Zulassung oder Ein- 
reisegenehmigung in ein anderes Land zu 
erhalten. 

Artikel 32 

Ausweisung 

1. Die vertragschließenden Staaten wer- 
den einen sich rechtmäßig auf ihrem 
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on grounds of national security or public 
Order. 

2. The expulsion of such a refugee shall 
be only in pursuance of a decision 
reached in accordance with due process 
of law. Except where compelling reasons 
of national security otherwise require, the 
refugee shall be allowed to . submit 
evidence to clear himself, and to appeal 
to and be represented for the purpose be- 
fore competent authority or a person or 
persons specially designated by the 
competent authority. 


3. The Contracting States shall allow 
such a refugee a reasonable period within 
which to seek legal admission into 
another country. The Contracting States 
reserve the right to apply during that 
period such internal measures as they may 
deem necessary. 


A r t i c 1 e 33 

Prohibition of Expulsion or Return 
("Refoulement") 

1. No Contracting State shall expel or 
return { M refouler‘ , j a refugee in any 
manner whatsoever to the frontiers of 
territories where his life or freedom 
would be threatened on account of his 
race, religion, nationality, membership of 
a particular social group or political 
opinion. 

2. The benefit of the present Provision 
may not, however, be claimed by a 
refugee whom there are reasonable 
grounds for regarding as a danger to the 
security of the country in which he is, or 
who, having been convicted by a final 
judgment of a particularly serious crime, 
constitutes a danger to the Community of 
that country. 

A r t i c 1 e 34 

Naturaiization 

The Contracting States shall as far as 
possible facilitate the assimilation and 
naturaiization of refugees. They shall in 
particular make every effort to expedite 
naturaiization proceedings and to reduce 
as far as possible the charges and costs 
of such proceedings. 

CHAPTER VI 

Executory and Transitory 
Provisions 

A r t i c 1 e 35 

Co-operation ol the National Authorities 
with the United Nations 

1. The Contracting States undertake to 
co-operale with the Office of the United 
Nations High Commissioner for Refugees, 
or any other agency of the United Nations 
which may succeed it , in the exercise of 
its functions, and shall in particular 
facilitate its duty of supervising the 
application of the provisions of this Con- 
vention. 

2. In order to enable the Office of the 
High Commissioner or any other agency 
of the United Nations which may succeed 
it, to make reports to the competent 
Organs of the United Nations, the Con- 


leur territoire que pour des raisons de 
securite nationale ou d'ordre public. 

2. L'expulsion de ce refugie n'aura lieu 
qu'en execution d’une decision rendue 
conformement ä la procedure prevue par 
la loi. Le refugie devra, sauf si des raisons 
imperieuses de securite nationale s'y 
opposent, etre admis ä fournir des preuves 
tendant ä le disculper, ä presenter un 
recours et ä se faire representer ä cet 
effet devant une autorite competente ou 
devant une ou plusieurs personnes spe- 
cialement designees par Tautorite com- 
petente. 

3. Les Etats Contractants accorderont a 
un tel refugie un delai raisonnable pour 
lui permettre de chercher ä se faire ad- 
mettre regulierement dans un autre pays. 
Les Etats Contractants peuvent appliquer, 
pendant ce delai, teile mesure d ordre in- 
terne qu'ils jugeront opportune. 


A r t i c 1 e 33 

Defense d' expulsion et de refoulement 

1. Aucun des Etats Contractants n’ex- 
pulsera ou ne refoulera, de quelque 
maniere que oe soit, un refugie sur les 
frontieres des territoires oü sa vie ou sa 
liberte serait menacee en raison de sa 
race, de sa religion, de sa nationalite, de 
son appartenance ä un certain groupe 
social ou de ses opinions politiques. 

2. Le benefice de la presente disposition 
ne pourra toutefois etre invoque par un 
refugie qu'il y aura des raisons serieuses 
de considerer comme un danger pour la 
securite du pays oü il se trouve ou qui, 
ayant ete lobjet d une condamnation de- 
finitive pour un crime ou delit parti- 
culierement grave, constitue une menace 
pour la communaute dudit pays. 

A r t i c 1 e 34 

Naturalisation 

Les Etats Contractants faciliteront, dans 
toute la mesure du possible, Tassimiladon 
et la • naturalisation des refugies. Ils 
s’efforceront notamment daccelerer la 
procedure de naturalisation et de reduire, 
dans toute la mesure du possible, les 
taxes et les frais de cette procedure. 

CHAPITRE VI 
Dispositions exöcutoires 
et transitoires 

A r t i c 1 e 35 

Cooperation des autorites nationales avec 
les Nations Unies 

1. Les Etats Contractants sengagent a 
cooperer avec le Haut Commissariat des 
Nations Unies pour les refugies, ou toute 
autre inslitution des Nations Unies qui 
lui succederait, dans l exercice de ses 
fonctions et en particuüer ä faciliter sa 
tache de surveillance de l'application des 
dispositions de cette Convention. 


2. Afin de permettre au Haut Commis- 
sariat ou ä toute autre Institution .des Na- 
tions Unies qui lui succederait de presen- 
ter des rapports aux Organes competents 
des Nations Unies, les Etats Contractants 


Staatsgebiet aufhaltenden Flüchtling nur 
aus Gründen der Staatssicherheit oder 
öffentlichen Ordnung ausweisen. 

2. Die Ausweisung dieses Flüchtlings 
darf nur in Ausführung einer im gesetz- 
mäßigen Verfahren getroffenen Entschei- 
dung erfolgen. Soweit nicht zwingende 
Gründe der Staatssicherheit entgegen- 
stehen, muß es dem Flüchtling ermöglicht 
werden, Beweis zu seiner Entlastung zu 
erbringen, ein Rechtsmittel einzulegen 
und sich zu diesem Zweck vor einer zu- 
ständigen Behörde oder vor einer oder 
mehreren von den zuständigen Behörden 
besonders bestimmten Personen vertreten 
zu lassen. 

-3. Die vertragschließenden Staaten wer- 
den einem solchen Flüchtling eine ange- 
messene Frist bewilligen, um ihm den 
Versuch zu seiner rechtmäßigen Auf- 
nahme in einem anderen Land zu ermög- 
lichen. Die vertragschließenden Staaten 
behalten sich das Recht vor, während 
dieser Frist diejenigen innerstaatlichen 
Ordnungsmaßnahmen anzuwenden, die 
sie für notwendig erachten. 

Artikel 33 

Verbot der Ausweisung und Abschiebung 

1. Keiner der vertragschließenden Staa- 
ten wird einen Flüchtling in irgendeiner 
Weise über die Grenzen von Gebieten, 
in denen sein Leben oder seine Freiheit 
wegen seiner Rasse, Religion, Nationali- 
tät, seiner Zugehörigkeit zu einer be- 
stimmten sozialen Gruppe oder wegen 
seiner politischen Überzeugung bedroht 
wären, ausweisen oder abschieben. 

2. Auf die Vergünstigung dieser Vor- 
schrift darf sich jedoch ein Flüchtling 
dann nicht berufen, wenn erhebliche 
Gründe dafür vorliegen, ihn als eine Ge- 
fahr für die Sicherheit des Landes anzu- 
sehen, in dem er sich befindet, oder wenn 
er eine Bedrohung für die Gemeinschaft 
dieses Landes deswegen bedeutet, weil 
er wegen eines besonders schweren Ver- 
brechens rechtskräftig verurteilt wurde. 

Artikel 34 

Einbürgerung 

Die vertragschließenden Staaten werden 
soweit wie möglich die Eingliederung und 
Einbürgerung der Flüchtlinge erleichtern. 
Sie werden sich insbesondere bemühen, 
Einbürgerungsverfahren zu beschleunigen 
und soweit wie möglich die Kosten dieses 
Verfahrens zu senken. 

VI. KAPITEL 

Durchführungs- 
und Übergangsbestimmungen 

Artikel 35 

Zusammenarbeit der staatlichen Behörden 
mit den Vereinten Nationen 

1. Die vertragschließenden Staaten ver- 
pflichten sich, mit dem Amt des Hohen 
Kommissars der Vereinten Nationen für 
Flüchtlinge oder jeder ihr etwa nachfol- 
genden sonstigen Einrichtungen .der Ver- 
einten Nationen bei der Ausübung ihrer 
Befugnisse und insbesondere zur Erleich- 
terung ihrer Aufgabe, die Durchführung 
der Bestimmungen dieses Abkommens zu 
überwachen, zusammen zu arbeiten 

2. Um es dem Amt des Hohen Kom- 
missars oder jeder sonstigen ihm etwa 
nachfolgenden Einrichtung der Vereinten 
Nationen zu ermöglichen, den zuständi- 
gen Organen der Vereinten Nationen Be- 
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tracting States undertake to provide 
them in the appropriate form with in- 
formation and Statistical data requested 
concerning: 

(a) the condition of refugees, 

(b) the implementation of this Convention, 
and 

(c) laws, regulations and decrees which 
are, or may hereafter be, in force 
relating to refugees. 

A r t i c 1 e 36 

Information on National Legislation 

The Contracting States shall communi- 
cate to the Secretary-General of the 
United Nations the laws and regulations 
which they may adopt to ensure the 
application of this Convention. 

Article 37 

Relation to Previous Conventions 

Without prejudice to article 28, Para- 
graph 2, of this Convention, this Conven- 
tion replaces, as between parties to it, the 
Arrangements of 5 July 1922, 31 May 1924, 
12 May 1926, 30 June 1928 and 30 July 1935, 
the Conventions of 28 October 1933 and 
10 February 1938, the Protocol of 14 Sep- 
tember 1939 and the Agreement of 
15 October 1946. 

CHAPTER VII 

Final Clauses 

Article 38 
Settlement of Disputes 

Any dispute between parties to this 
Convention relating to its Interpretation 
or application, which cannot be settled 
by other means, shall be referred to the 
International Court of Justice at the 
request of any one of the parties to the 
dispute. 

Article 39 

Signature, Ratification and Accession 

1. This Convention shall be opened for 
signature at Geneva on 28 July 1951 and 
shall thereafter be deposited with the 
Secretary-General of the United Nations. 
It shall be open for signature at the Euro- 
pean Office of the United Nations from 
28 July to 31 August 1951 and shall be 
re-opened for signature at the Headquar- 
ters of the United Nations from 17 Sep- 
tember 1951 to 31 December 1952. 

2. This Convention shall be open for 
signature on behalf of all States Mem- 
bers of the United Nations, and also on 
behalf of any other State invited to attend 
the Conference of Plenipotentiaries on 
the Status of Refugees and Stateless Per- 
sons or to which an invitation to sign 
will have been addressed by the General 
Assembly. It shall be ratified and the In- 
struments of ratification shall be depo- 
sited with the Secretary-General of the 
United Nations. 


3. This Convention shall be open from 
28 July 1951 for accession by the States 
referred to in paragraph 2 of this article. 
Accession shall be effected by the depo- 
sit of an instrument of accession with the 
Secretary-General of the United Nations. 


s'engagent ä leur fournir dans la forme 
appropriee les informations et les donnees 
statistiques demandees relatives: 


a) au Statut des refugies, 

b) ä la mise en oeuvre de cette Conven- 
tion, et 

c) aux lois, reglements et decrets, qui sont 
ou entreront en vigueur en ce qui con- 
cerne les refugies. 

Article 36 

Renseignements portant sur les lois et 
reglements nationaiix 
Les Etats Contractants communiqueront 
au Secretaire general des Nations Unies 
le texte des lois et des reglements qu'ils 
pourront promulguer pour assurer l'appli- 
cation de cette Convention. 

A r t i c 1 e 37 

Relations avec les conventions 
anterieures 

• Sans prejudice des dispositions du pa- 
ragraphe 2 de 1‘article 28, cette Conven- 
tion remplace, entre les Parties ä la Con- 
vention, les accords des 5 juillet 1922, 
‘31 mai 1924, 12 mai 1926, 30 juin 1928 et 
30 juillet 1935, ainsi que les Conventions 
des 28 octobre 1933, 10 fevrier 1938, le 
Protocole du 14 septembre 1939 et 1‘Accord 
du 15 octobre 1946. 


CHAPITRE VII 

Clauses finales 

Article 38 
Reglement des differends 

Tout differend entre les Parties ä cette 
Convention relatif ä son Interpretation 
ou ä son application, qui n’aura pu etre 
regle par d'autres moyens, sera soumis 
ä la Cour internationale de Justice ä la 
demande de l’une des Parties au differend. 

Article 39 

Signature, ratification et adhesion 

1. Cette Convention sera ouverte ä la 
signature ä Geneve le 28 juillet 1951 et, 
apres cette date, deposee aupres du Se- 
cretaire general des Nations Unies. Elle 
sera ouverte ä la signature a 1‘Office 
europeen des Nations Unies du 28 juillet 
au 31 aoüt 1951, puis ouverte a nouveau 
ä la signature au Siege de l’Organisation 
des Nations Unies du 17 septembre 1951 
au 31 decembre 1952. 

2. Cette Convention sera ouverte ä la 
signature de tous les Etats Membres de 
l'Örganisation des Nations Unies ainsi 
que de tout autre Etat non membre in- 
vite ä la Conference de plenipotentiaires 
sur le Statut des refugies et des apatri- 
des ou de tout Etat auquel l'Assemblee 
generale aura adresse une invitation a 
signer. Elle devra etre ratifiee et les In- 
struments de ratification seront deposes 
aupres du Secretaire general des Nations 
Unies. 


3. Les Etats vises au paragraphe 2 du 
present article pourront adherer ä cette 
Convfention ä dater du 28 juillet 1951. 
L’adhesion se fera par le depöt dun 
instrument d'adhesion aupres du Secre- 
taire general des Nations Unies. 


richte vorzulegen, verpflichten sich die 
vertragschließenden Staaten, ihnen in ge- 
eigneter Form die erbetenen Informatio- 
nen und statistischen Angaben zu machen 
über: 

a) die Lage der Flüchtlinge, 

b) die Durchführung dieses Abkommens, 
und 

c) die Gesetze, Anordnungen und Erlasse, 
die in bezug auf Flüchtlinge in -Kraft 
sind oder in Kraft treten werden. 

Artikel 36 

Auskünfte über innerstaatliche 

Gesetzgebung 

Die vertragschließenden Staaten wer- 
den dem Generalsekretär der Vereinten 
Nationen den Wortlaut der gesetzlichen 
und sonstigen Bestimmungen mitteilen, 
die sie erlassen werden, uin die Durch- 
führung dieses Abkommens sicherzu- 
stellen. 

Artikel 37 

Beziehung zu früher geschlossenen 
Abkommen 

Unbeschadet der Bestimmungen der 
Ziffer 2 des Artikels 28 des vorliegenden 
Abkommens tritt dieses Abkommen im 
Verhältnis zwischen den vertragschlie- 
ßenden Staaten an die Stelle der Ver- 
einbarungen vom 5. Juli 1922, 31. Mai 
1924, 12. Mai 1926, 30. Juni 1928 und 
30. Juli 1935 sowie der Abkommen vom 
28. Oktober 1933, 10. Februar 1938, des 
Protokolls vom 14. September 1939 und 
der Vereinbarung vom 15. Oktober 1946. 

VII. KAPITEL 

Schlußbestimmungen 

Artikel 38 
Regelung von Streitfällen 

Jeder Streitfall zwischen den Parteien 
dieses Abkommens über seine Auslegung 
oder seine Anwendung, der in anderer 
Weise nicht beigelegt werden kann, ist 
auf Antrag einer der an dem Streitfall 
beteiligten Parteien dem Internationalen 
Gerichtshöfe vorzulegen. 

Artikel 39 

Unterzeichnung, Ratifikation 
und Beitritt 

1. Dieses Abkommen liegt in Genf am 
28. Juli 1951 zur Unterzeichnung auf und 
wird nach diesem Zeitpunkt bei dem 
Generalsekretär der Vereinten Nationen 
hinterlegt. Es liegt in dein Europäischen 
Büro der Vereinten Nationen vom 28. Juli 
bis 31. August 1951 zur Unterzeichnung 
auf, sodann erneut am Sitz der Organi- 
sation der Vereinten Nationen vom 
17. September 1951 bis 3t. Dezember. 1952. 

2. Dieses Abkommen wird offenliegen 
zur Unterzeichnung durch alle Mitglieds- 
staaten der Organisation der Vereinten 
Nationen und durch jeden anderen Nicht- 
Mitgliedsstaat, der zur Konferenz der Be- 
vollmächtigten über die Rechtsstellung 
der Flüchtlinge und Staatenlosen einge- 
laden wurde, sowie durch jeden anderen 
Staat, den die Generalversammlung zur 
Unterzeichnung aufgefordert hat. Das Ab- 
kommen ist zu ratifizieren; die Ratifi- 
kationsurkunden sind bei dem General- 
sekretär der Vereinten Nationen zu hin- 
terlegen. 

3. Die in Ziffer 2 dieses Artikels ge- 
nannten Staaten können diesem Abkom- 
men vom 28. Juli 1951 ab beitreten. Der 
Beitritt erfolgt durch Hinterlegung einer 
Beitrittsurkunde bei dem Generalsekretär 
der Vereinten Nationen. 
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A r t i c 1 e 40 

Territorial Application Clause 

1. Any State may, at the time of signa- 
ture, ratification, or accession, declare 
that this Convention shall extend to all 
or any of the territories for the inter- 
national relations of which it is respon- 
sible. Such a declaration shall take effect 
when the Convention enters into force 
for the State concerned. 

2. At any time thereafter any such ex- , 
tension shall be made by notification 
addressed to the Secretary-General of the 
United Nations and shall take effect as 
from the ninetieth day after the day of 
receipt by the Secretary-General of the 
United Nations of this notification, or as 
from the date of entry into force of the 
Convention for the State concerned, 
whichever is the later. 

3. With respect to those territories to 
which this Convention is not extended at 
the time of signature, ratification or 
accession, each State concerned shall - 
consider the possibility of taking the 
necessary Steps in order to extend the 
application of this Convention to such 
territories, subject, where necessary for 
constitutional reasons, to the consent of 
the Governments of such territories. 


A r t i c 1 e 41 

Federal Clause 

Tn the case of a Federal or non-unitary 
State, the following provisions shall 
apply: ' 

(а) With respect to those articles of this 
Convention that come within the legis- 
lative jurisdiction of the federal legis- 
lative authority, the obligations of the 
Federal Government shall to this ex- 
tent be the same as those of Parties 
which are not Federal States. 

(б) Willi respect to those articles of this 
Convention that come within the legis- 
lative, jurisdiction of constituent 
States, provinces or cantons which are 
not, under the constitutional System 
of the federation, bound to take legis- 
lative action, the Federal Government 
shall bring such articles with a favou- 
rable recommendation to the notice of 
the appropriate authorities of States, 
provinces or cantons at the earliest 
possible moment. 

(c) A Federal State Party to this Conven- 
tion shall, at the request of any othor 
Contracting State transmitted through 
the Secretary-General of the United 
Nations, supply a Statement of the 
law and practice of the Federation 
and its constituent units in regard to 
any particular Provision of the Con- 
vention showing the extent to which 
effect has been given to that Provision 
by legislative or other action. 


A r t i c 1 e 42 

Reservations 

1 At the time of signature, ratification or 
accession, any State may make reser- 


Article 40 

Clause d’application territoriale 

1. Tout Etat pourra, au moment de la 
signature, ratification ou adhesion, de- 
clarer que cette Convention s'etendra ä 
l ensemble des territoires qu'il represente 
sur le plan international, ou ä l'un ou 
plusieurs d'entre eux. Une teile declara- 
tion produira ses effets au moment de 
l'entree en vigueur de la Convention pour 
ledit Etat. 

2. A tout moment ulterieur cette ex- 
tension se fera par notification adressee 
au Secretaire general des Nations Unies 
et produira ses effets ä partir du quatre- 
vingt-dixieme jour qui suivra la date ä 
laquelle le Secretaire general des Na- 
tions Unies aura recu la notification ou 
ä la date d’entröe en vigueur de la Con- 
vention pour ledit Etat si cette derniere 
date est posterieure. 

3. En ce qui concerne les territoires 
auxquels cette Convention ne s’appli- 
querait pas ä la date de la signature, 
ratification ou adhesion, chaque Etat 
interesse examinera la possibilite de 
prendre aussitöt que possible toutes 
mesures necessaires* afin d'aboutir ä l'ap- 
plication de cette Convention auxdits ter- 
ritoires sous reserve, le cas echeant, de 
l'assentiment des gouvernements de ces 
territoires qui seiait requis pour des 
raisons constitutionnelles. 

A r t i c l e 41 
Clause feddrale 

Dans le cas d un Etat federatif ou non 
unitaire, les dispositions ci-apres s'appli- 
queront: 

a) En ce qui concerne les articles de 
cette Convention dont la mise en 
oeuvre releve de l'action legislative 
du pouvoir legislatif federal, les obli- 
gations du Gouvernement federal 
seront, dans cette rrresure, les memes 
que celles des Parties qui ne sont pas 
des Etats federatifs. 

b) En ce qui concerne les articles de 
cette Convention dont I’application 
releve de l’action legislative de chacun 
des etats, provinces ou cantons con- 
stituants, qui ne sont pas, en vertu 
du Systeme constitutionnel de la fe- 
deration, tenus de prendre des me- 
sures legislatives, le Gouvernement 
federal portera le plus tot possible, et 
avec son avis favorable, lesdits articles 
ä la connaissance des autorites com- 
petentes des etats, provinces ou 
cantons. 

c) Un Etat federatif Partie ä cette Con- 
vention communiquera, ä la demande 
de tout autre Etat Contractant qui lui 
aura ete transmise par le Secretaire 
general des Nations Unies, un expose 
de la legislation et des pratiques en 
vigueur dans la Federation et ses unites 
Constituantes en ce qui concerne teile 
ou teile disposition de la Convention, 
indiquant la mesure dans laquelle 
effet a ete donne, par une action legis- 
lative ou autre, ä ladite disposition. 


Article 42 * 

Reserves 

1. Au moment de la signature, de la 
ratification ou de l'adhesion, tout Etat 


Artikel 40 

Klausel der territorialen Anwendung 

1. Jeder Staat kann im Zeitpunkt der 
Unterzeichnung, der Ratifikation oder des 
Beitritts erklären, daß dieses Abkommen 
sich auf alle Gebiete erstrecken soll, die 
er auf internationaler Ebene vertritt, oder 
auf eines oder mehrere von ihnen. Eine 
solche Erklärung wird in dem Augenblick 
wirksam, in dem dieses Abkommen für 
diesen Staat in Kraft tritt. 

2. In jedem späteren Zeitpunkt erfolgt 
diese Ausdehnung durch eine an den 
Generalsekretär der Vereinten Nationen 
gerichtete Notifikation und wird vom 
neunzigsten Tage ab wirksam nach dem 
Zeitpunkte, zu dem der Generalsekretär 
der Vereinten Nationen die Notifikation 
erhalten hat oder zu dem Zeitpunkte, an 
dem dieses Abkommen für diesen Staat 
in Kraft tritt, wenn dieser letztgenannte 
Zeitpunkt später liegt. 

3. Soweit es sich um die Gebiete han- 
delt, auf die dieses Abkommen im Zeit- 
punkt der Unterzeichnung, Ratifikation 
oder des Beitritts keine Anwendung fin- 
det, wird jeder beteiligte Staat die Mög- 
lichkeit prüfen, sobald wie möglich alle 
Maßnahmen zu ergreifen, die erforderlich 
sind, um zur Anwendung dieses Ab- 
kommens auf diese Gebiete zu gelangen, 
gegebenenfalls unter dem Vorbehalt der 
Zustimmung der Regierung dieser Ge- 
biete, die etwa aus verfassungsmäßigen 
Gründen erforderlich sein sollte. 

Artikel 41 

Sonderbestimmungen für Bundesstaaten 

Im Falle eines Bundes- oder Nichtein- 
heitsstaates finden nachstehende Bestim- 
mungen Anwendung: 

a) Soweit es sich um die Artikel dieses 
Abkommens handelt, deren Durchfüh- 
rung zur Zuständigkeit der gesetz- 
gebenden Organe des Bundes gehört, 
sind insoweit die Verpflichtungen der 
Bundesregierung die gleichen wie die- 
jenigen der Vertragsteile, die nicht 
Bundesstaaten sind. 

b) Soweit es sich um die Artikel dieses 
Abkommens handelt, deren Durchfüh- 
rung zur Gesetzgebungszuständigkeit 
der einzelnen Staaten, Provinzen oder 
Kantone gehört, die auf Grund der 
Verfassung des Bundes zur Ergreifung 
gesetzgeberischer Maßnahmen nicht 
verpflichtet sind, wird die Bundesregie- 
rung sobald wie möglich diese Artikel 
mit ihrer Befürwortung den zustän- 
digen Stellen der einzelnen Staaten, 
Provinzen oder Kantone zur Kenntnis 
bringen. 

c) Ein Bundesstaat, der Vertragsteil dieses 
Abkommens ist, wird auf den ihm 
durch den Generalsekretär der Ver- 
einten Nationen übermittelten Antrag 
jedes anderen vertragschließenden 
Staates eine Darstellung der innerhalb 
des Bundes und der ihn bildenden 
Glieder geltenden gesetzlichen Be- 
stimmungen und der Praxis in bezug 
auf irgendeine Bestimmung des Ab- 
kommens geben? die Darstellung soll 
ergeben, inwieweit diese Bestimmung 
durch eine gesetzgeberische oder son- 
stige Maßnahme Wirksamkeit er- 
halten hat. 

Artikel 42 
Vorbehalte 

1. Im Zeitpunkt der Unterzeichnung, der 
Ratifikation oder des Beitritts kann jeder 
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vations to articles of the Convention other 
than to articles l r 3, 4, 16 (l) f 33, 36-46 
inclusive. 

2 Any State making a reservation in 
accordance with paragraph 1 of this article 
may at any time withdraw the reservation 
by a communication to that effect ad- 
dressed to the Secretary-General of the 
United Nations. 

Article 43 
Entry into force 

1. This Convention shall come into force 
on the ninetieth day following the day 
of deposit of the sixth instrument of rati- 
fication or accession. 

2. For each State ratifying or acceding 
to the Convention after the deposit of the 
sixth instrument of ratification or acces- 
sion, the Convention shall enter into 
force on the ninetieth day fcllowing the 
date of deposit by such State of its instru- 
ment of ratification or accession: 

Article 44 
Denunciation 

1. Any Contracting State may denounce 
this Convention at any time by a noti- 
fication addressed to the Secretary- 
General of the United Nations. 

2. Such denunciation shall take effect 
for the Contracting State concerned one 
year from the date upon which it is 
received by the Secretary-General of the 
United Nations. 

3. Any State which has made a decla- 
ration or notification under article 40 may, 
at any time thereafter, by a notification to 
the Secretary-General of the United 
Nations, declare that the Convention shall 
cease to extend to such territory one year 
after the date of receipt of the notification 
by the Secretary-General. 


Article 45 
Revision 

1. Any Contracting State may request 
revision of this Convention at any time 
by a notification addressed to the Secre- 
tary-General of the United Nations. 

2. The General Assembly of the United 
Nations shall recommend the Steps, if any, 
to be taken in respect of such request. 


Article 46 

Notifications by the Secretary-General 
of the United Nations 

The Secretary-General of the United 
Nations shall inform all Members of the 
United Nations and non-member States 
referred to in article 39: 

(a) Of declarations and notifications in 
accordance with section B of article 1 

(b) Of signatures, ratifications and acces- 
sions in accordance with article 39; 

(c) Of declarations and notifications in 
accordance with article 40; 


pourra formuler des reserves aux articles 
de la Convention autres que les articles 
1, 3, 4, 16 (1), 33, 36 a 46 inclus. 

2. Tout Etat Contractant ayant formule 
une reserve conformement au para- 
graphe 1 de cet article pourra a tout 
moment la retirer par une communication 
ä cet effet adressee au Secretaire general 
des Nations Unies. 


A r t i c 1 e 43 
Entree en vigueur 

1. Cette Convention entrera en vigueur 
le quatre-vingt-dixieme jour qui suivra la 
date du depöt du sixieme instrument de 
ratification ou d'adhesion. 

2. Pour ehacun des Etats qui ratifieront 
la Convention ou y adhereront apres le 
depöt du sixieme instrument de ratifi- 
cation ou d'adhesion, eile entrera en 
vigueur le quatre-vingt-dixieme jour 
qui suivra la date du depöt par cet Etat 
de son instrument de ratification ou 
d'adhesion. 


A r t i c 1 e 44 

Denonciation 

1. Tout Etat Contractant pourra 
denoncer la Convention a tout moment 
par notification adressee au Secretaire 
general des Nations Unies. 

2. La denonciation prendra effet pour 
T Etat interesse un an apres la date ä 
laquelle eile aura ete regue par le Secre- 
taire general des Nations Unies. 

3. Tout Etat qui a fait une declaration 
ou une notification conformement ä 
l'article 40 pourra notifier ulterieurement 
au Secretaire general des Nations Unies 
que la Convention cessera de s'appliquer 
a tout territoire designe dans la noti- 
fication. La Convention cessera alors de 
s'appliquer au teiritoire en question un 
an apres la date a laquelle le Secretaire 
general aura regu cette notification. 


Article 45 
Revision 

1. Tout Etat Contractant pourra en tout 
ternps, par voie de notification adressee 
au Secretaire general des Nations Unies, 
demander la revision de cette Convention. 

2. L’Assemblee generale des Nations 
Unies recommandera les mesures ä 
prendre, le cas echeant, au sujet de cette 
demande. 

A r t i c 1 e 46 

Notifications par le Secretaire gen^rlal 
des Nations Unies 

Le Secretaire general des Nations Unies 
notifiera ä tous les Etats Membres des 
Nations Unies et aux Etats non membres 
vises ä l'article 39: 

a) Les declarations et les notifications 
visees a la section B de l’article 
premier; 

b) Les signatures, ratifications et 
adhesions visees ä l'article 39; 

c) Les declarations et les notifications 
visees a l’article 40; : 


Staat zu den Artikeln des Abkommens 
mit Ausnahme der Artikel 1, 3, 4,^ 16 (1), 
33, 36 bis 46 einschließlich Vorbehalte 
formulieren. 

2. Jeder vertragschließende Staat, der 
gemäß Ziffer 1 dieses Artikels einen Vor- 
behalt formuliert hat, kann ihn jederzeit 
durch eine Mitteilung zurücknehmen, die 
zu diesem Zweck dem Generalsekretär 
der Vereinten Nationen zu übermitteln 
ist. 

Artikel 43 

Inkrafttreten 

1. Dieses Abkommen tritt am neunzig- 
sten Tage in Kraft, der auf den Zeit- 
punkt der Hinterlegung der 6. Ratifi- 
kations- oder Beitrittsurkunde folgt. 

2. Für jeden der Staaten, die das Ab- 
kommen nach der Hinterlegung der 
6. Ratifikations- oder Beitrittsurkunde 
ratifizieren oder ihm beitreten, tritt es 
am neunzigsten Tage in Kraft, der auf den 
Zeitpunkt der Hinterlegung der Ratifi- 
kations- oder Beitrittsurkunde dieses 
Staates folgt. 

Artikel 44 

Kündigung 

1. Jeder vertragschließende Staat kann 
das Abkommen jederzeit durch eine Noti- 
fikation kündigen, die an den General- 
sekretär der Vereinten Nationen zu 
richten ist. 

2. Die Kündigung wird für den betref- 
fenden Staat ein Jahr nach dem Zeitpunkt 
wirksam, an dem sie bei dem General- 
sekretär der Vereinten Nationen einge- 
gangen ist. 

3. Jeder Staat, der eine Erklärung oder 
Notifikation gemäß Artikel 40 abgegeben 
hat, kann jederzeit später dem General- 
sekretär der Vereinten Nationen mittei- 
len, daß das Abkommen auf jedes in der 
Notifikation bezeichnete Gebiet nicht 
mehr Anwendung findet. Das Abkommen 
findet sodann auf das in Betracht kom- 
mende Gebiet ein Jahr nach dem Zeit- 
punkt, in dem die Notifikation bei dem 
Generalsekretär eingegangen ist, keine 
Anwendung mehr. 

Artikel 45 
Revision 

1. Jeder vertragschließende Staat kann 
jederzeit im Wege einer an den General- 
sekretär der Vereinten Nationen gerichte- 
ten Notifikation die Revision dieses Ab- 
kommens verlangen. 

2. Die Generalversammlung der Ver- 
einten Nationen wird die Maßnahmen 
empfehlen, die gegebenenfalls in bezug 
auf diesen Antrag zu ergreifen sind. 

Artikel 46 
Notifikationen durch den 
Generalsekretär der Vereinten Nationen 

Der Generalsekretär der Vereinten 
Nationen wird allen Mitgliedsstaaten der 
Vereinten Nationen und den im Artikel 
39 genannten Nicht-Mitgliedsstaaten noti- 
fizieren: 

a) die in Abschnitt B des Artikels 1 ge- 
nannten Erklärungen und Notifikatio- 
nen; 

b) die in Artikel 39 genannten Unter- 
zeichnungen, Ratifikationen und Bei- 
trittserklärungen; . 

c) die in Artikel 40 genannten Erklärun- 
gen und Notifikationen; . ^ 
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(d) Of reservations and withdrawals in 
accordance with article 42; 

(e) Of the date on which this Convention 
will come into force in accordance 
with article 43; 

(f) Of denunciations and notifications in 
accordance with article 44; 

(g) Of requests for revision in accordance 
with article 45. 

IN FAITH WHEREOF the undersigned, 
duly authorized, have signed this Con- 
vention on behalf of their respective 
Governments, 

DONE at Geneva, this twenty-eighth 
day of July, one thousand nine hundred 
and fifty one, in a single copy, of which 
the English and French texts are equally 
authentic and which shall remain depos- 
ited in the archives of the United 
Nations, and certified true copies of 
which shall be delivered to all Members 
of the United Nations and to the non- 
member States referred to in article 39. 


AFGHANISTAN 


ALBANIA 


ARGENTINA 


AUSTRALIA 


AUSTRIA 


Translation by the Secretariat — Traduction par 
le Secretariat: 

Subject to the following reservations: 
(a) the provisions of articles 6, 7 (2), 8, 
17 (1 and 2), 23 and 25, are recognized 
only as recommendations and not as 
legally binding obligations; (b) the provi- 
sions of article 22 (1 and 2) are accepted 
only in so far as they apply to public 
education; (c) the provisions of article 31 
(1) are accepted only in respect of refu- 
gees who have not, in the past, been the 
subject of a decision by a competent 
Austrian judicial or administrative autho- 
rity prohibiting residence (Aufenthalt- 
verbot) or ordering expulsion (Aus- 
weisung or Abschaffung); (d) the provi- 
sions of article 32 are accepted only in 
respect of refugees who are not ordered 
to be expelled for reasons of national 


d) Les reserves formulees ou retirees 
visees ä 1‘article 42; 

e) La date ä laquelle cette Convention 
entrera en vigueur, en application de 
l'article 43; 

f) Les denonciations et les notifications 
visees ä l’article 44; 

g) Les demandes de revision visees ä 
l'article 45. 

EN FOI DE QUOI, les soussignes, dü- 
ment autorises, ont signe, au nom de 
leurs Gouvernements respectifs, la pre- 
sente Convention. 

FAIT ä Geneve, le 28 juillet mil neuf 
cent cinquante et un, en un seul exemplaire 
dont les textes anglais et frangais font 
egalement foi et qui sera depose dans 
les archives de l'Organisation des Nations 
Unies et dont les copies certifiees confor- 
mes seront remises ä tous les Etats Mem- 
bres des Nations Unies et aux Etats non 
membres vises ä l'article 39. 


AFGHANISTAN 


ALBANIE 


ARGENTINE 


AUSTRALIE 


AUTRICHE 
Dr. Karl Fritzer 

Sous les reserves qui suivent: a) les 
stipulations figurant aux articles 6, 7 (2), 
8, 17 (1 et 2), 23 et 25 ne sont recon- 
nues que comme des recommandations 
et non comme des obligations qui s'impo- 
sent juridiquement; b) les stipulations 
figurant ä l'article 22 (1 et 2) ne sont 
acceptees que dans la mesure oü elles 
s’appliquent a l'education publique; c) les 
stipulations figurant ä l'article 31 (1) ne 
sont acceptees qu'en ce qui concerne les 
refugies qui nont pas fait l'objet dans 
le passe d une decision emanant d une 
autorite juridictionnelle ou administrative 
competente autrichienne d'interdiction de 
sejour ( Aufenthaltsverbot ) ou d'expul- 
sion ( Ausweisung ou Abschaffung)} d) les 
stipulations figurant a 1 article 32 ne sont 
acceptees qu'en ce qui concerne les refu- 


d) die gemäß Artikel 42 formulierten 
oder zurück genommenen Vorbehalte; 

e) den Zeitpunkt, an dem dieses Abkom- 
men in Anwendung des Artikels 43 in 
Kraft tritt; 

f) die in Artikel 44 genannten Kündigun- 
gen und Notifikationen; 

g) die in Artikel 45 genannten Revisions- 
anträge. 

Zu Urkund dessen haben die Unter- 
zeichneten, ordnungsgemäß beglaubigten 
Vertreter namens ihrer Regierungen die- 
ses Abkommen unterzeichnet. 

Ausgefertigt in Genf, am achtundzwan- 
zigsten Juli neunzehnhunderteinundfünf- 
zig in einem einzigen Exemplar, dessen 
englischer und französischer Wortlaut in 
gleicher Weise maßgeblich ist, das in 
den Archiven der Organisation der Ver- 
einten Nationen zu hinterlegen ist und 
von dem beglaubigte Abschriften allen 
Mitgliedsstaaten der Vereinten Nationen 
und den im Artikel 39 genannten Nicht- 
Mitgliedsstaaten zu übermitteln sind. 


AFGHANISTAN 


ALBANIEN 


ARGENTINIEN 


AUSTRALIEN 


ÖSTERREICH 


Unter den folgenden Vorbehalten: 

a) die Bestimmungen der Artikel 6, 7 (2), 
8, 17 (1 und 2), 23 und 25 werden nur 
als Empfehlungen und nicht als recht- 
lich bindende Verpflichtungen an- 
erkannt; 

b) die Bestimmungen des Artikels 22 
(1 und 2) werden nur insoweit ange- 
nommen, als sie sich auf die öffent- 
liche Erziehung beziehen; 

c) die Bestimmungen des Artikels 31 (1) 
werden nur in bezug auf die Flücht- 
linge angenommen, die nicht in der 
Vergangenheit Gegenstand einer Ent- 
scheidung einer zuständigen österrei- 
chischen Gerichts- oder Verwaltungs- 
behörde in Form eines Aufenthalts- 
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security or public prder, in pursuance 
of a measure based on criminal law, or 
for any other reason of public policy. 

It is also declared that, for the purpose 
of the obligations assumed by the 
Austrian Republic under this Convention, 
the words "events occurring before 
1 January 1951" in article 1, section A, 
shall be understood as referring to events 
occurring in Europe or elsewhere before 
1 January 1951. 


BELGIUM 


Translation by the Secretariat — Traduction par 
le Secretariat; 

Subject to the following reservation: in 
all cases where this Convention grants 
to refugees the most favourable treat- 
ment accorded to nationals of a forgeign 
country, this Provision shall not be inter- 
preted by the Belgian Government as 
necessarily involving the regime accorded 
to nationals of countries with which 
Belgium has concluded regional, customs, 
economic or political agreements. 


BOLIVIA 


BRAZIL 


BULGARIA 


BURMA 


BYELORUSSIAN SOVIET 
SOCIALIST REPUBLIC 


gies qui ne feraient pas l'objet dune 
expulsion pour des raisons de securite 
nationale ou d'ordre public, comme con- 
sequence dune mesure trouvant son 
fondement dans le droit penal, ou pour 
un autre motif d’interet public. 

II est declare en outre qu'au point de 
Vme des obligations assumees par la Re- 
publique d’Autriche en vertu de la Con- 
vention l'expression «evenements sur- 
venus avant le premier janvier 1951» 
figurant ä l’article 1, section A, sera com- 
prise comme se referant aux evenements 
survenus avant le premier janvier 1951 
en Europe ou ailleurs. 


BELGIQUE 

Herment 


Sous la reserve suivante: Dans tous 
les cas oü la Convention confere aux 
refugies le traitement le plus favorable 
accorde aux ressortissants d'un pays 
etranger, cette clause ne sera pas inter- 
pretee par le Gouvernement beige comme 
devant comporter le regime accorde aux 
nationaux des pays. avec lesquels la 
Belgique a conclu des accords regionaux, 
douaniers, economiques ou politiques. 


BOLIVIE 


BRESIL 


BULGARIN 


BIRMANIE 


RfiPUBLIQUE SOCIALISTE 

soviEtique de bielorussie 


Verbots oder einer Ausweisung (Ab- 
schaffung) gewesen sind; 
d) die Bestimmungen des Artikels 32 
werden nur in bezug auf Flüchtlinge 
angenommen, die nicht aus Gründen 
der Staatssicherheit oder öffentlichen 
Ordnung ausgewiesen wurden als 
Folge einer auf dem Strafrecht be- 
ruhenden Maßnahme oder aus irgend- 
einem anderen Grunde des öffent- 
lichen Interesses. 

Es wird außerdem erklärt, daß hin- 
sichtlich der von der Republik Österreich 
mit diesem Abkommen übernommenen 
Verpflichtungen der in Artikel l r Ab- 
schnitt A, enthaltene Ausdruck „Ereig- 
nisse, die vor dem 1. Januar 1951 ein- 
getreten sind'' so verstanden werden 
soll, daß er sich auf Ereignisse bezieht, 
die in Europa oder anderswo vor dem 
1. Januar 1951 eingetreten sind. 

BELGIEN 


Unter folgendem Vorbehalt: ln allen 
Fällen, in denen dieses Abkommen den 
Flüchtlingen die günstigste Behandlung 
gewährt, die den Staatsangehörigen 
eines fremden Landes zuteil wird, ist 
diese Bestimmung von der Belgischen 
Regierung nicht so auszulegen, als ob sie 
notwendigerweise die Anwendung der 
Bestimmungen zur Folge hätte, die den 
Staatsangehörigen der Länder zugebilligt 
werden mit denen Belgien Regional-, 
Zoll-, Wirtschafts- oder politische Ab- 
kommen geschlossen hat. 


BOLIVIEN 


BRASILIEN 


Bulgarien 


BIRMA 


SOZIALISTISCHE SOWJET-REPUBLIK 
WEISSRUSSLAND 


1 ? 



CAMBODIA 


CAMBODGE 


KAMBODSCHA 


CANADA 


CEYLON 


CHILE 


CHINA 


COLUMBIA 


Translation by the Secretariat — Traduction par 
1© Secretariat: 

In signing this Convention, the Govern- 
ment of Columbia declares that, for the 
purpose of its obligations thereunder, the 
words "events occurring before 1 January 
1951" in article 1, section A, shall be 
understood as referring to events occur- 
ring in Europe before 1 JaÄuary 1951. 


COSTA RICA 


CUBA 


CANADA 


CEYLAN 


CHILI 


CHINE 


COLOMBIE 
G. Giraldo-Jaramillo 


En signant cette Convention, le Gou- 
vernement de la Colombie declare qu’au 
point de vue des obligations assumees par 
lui en vertu de la Convention, l'expression 
«evenements survenus avant le premier 
janvier 1951» figurant ä l'article 1, sec- 
tion A, sera comprise comme se referant 
aux Evenements survenus avant le pre- 
mier janvier 1951 en Europe. 


COSTA-RICA 


CUBA 


KANADA 


CEYLON 


CHILE 


CHINA 


KOLUMBIEN 


Bei der Unterzeichnung dieses Ab- 
kommens erklärt die Regierung von 
Kolumbien, daß hinsichtlich der von ihr 
auf Grund dieses Abkommens über- 
nommenen Verpflichtungen der in Ar- 
tikel 1 Abschnitt A enthaltene Ausdruck 
„Ereignisse, die vor dem 1. Januar 1951 
eingetreten sind" so verstanden werden 
soll, daß er sich auf Ereignisse bezieht, 
die vor dem 1. Januar 1951 in Europa 
eingetreten sind. 


COSTA RICA 


KUBA 
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CZECHOSLOVAKIA 


T CHECOSLO V AQUIE 


TSCHECHOSLOWAKEI 


DENMARK 


In signing this Convention, the Gov- 
ernment of Denmark declares that for 
the purpose of its obligations thereunder 
the words “events occurring before 1 
January 1951 '' in article 1, section A t 
shall be understood as referring to events 
occurring in Europe or elsewhere before 
1 January 1951. 


DOMINICAN REPUBLIC 


ECUADOR 


EGYPT 


EL SALVADOR 


ETHIOPIA 


FEDERAL REPUBLIC OF GERMANY 


DÄNEMARK 
Knud Larsen 

Translation by the Secretariat — Traduction par 
le Secretariat: 

En signant cette Convention, le 
Gouvernement du Dänemark declare 
qu’au point de vue des obligations assu- 
mees par lui en vertu de la Convention, 
l'expression «evenements survenus avant 
le premier janvier 1951» figurant ä 
l'article 1, section A, sera comprise comme 
se referant aux evenements survenus 
avant le premier janvier 1951 en Europe 
ou ailleurs. 


REPUBLIQUE DOMINICAINE 


EQUATEUR 


EGYPTE 


SALVADOR 


Ethiopie 


REPUBLIQUE FEDER ALE D' ALLEM AGNE 


DÄNEMARK 


Bei der Unterzeichnung dieses Ab- 
kommens erklärt die Regierung von 
Dänemark, daß hinsichtlich ihrer auf 
Grund dieses Abkommens übernommenen 
Verpflichtungen die in Artikel 1 Ab- 
schnitt A enthaltenen Worte „Ereig- 
nisse, die vor dem 1. Januar 1951 ein- 
getreten sind“ so verstanden werden 
sollen, daß sie sich auf Ereignisse be- 
ziehen, die vor dem 1. Januar 1951 in 
Europa oder anderswo eingetreten sind. 

DOMINIKANISCHE REPUBLIK 


EKUADOR 


ÄGYPTEN 


SALVADOR 


ÄTHIOPIEN 


BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
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FINLAND 


FINLANDE 


FINNLAND 


FRANCE 


GREECE 


GUATEMALA 


HAITI 


HASHEMITE KINGDOM 
OF THE JORDAN 


HOLY SEE 


HONDURAS 


FRANCE 


GRECE 


GUATEMALA 


HAITI 


ROYAUME HACHEMITE DE JORDANIE 


SAINT-SlfiGE 


HONDURAS 


FRANKREICH 


GRIECHENLAND 


GUATEMALA 


HAITI 


KÖNIGREICH TRANSJORDANIEN 


HEILIGER STUHL 


HONDURAS 
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HUNGARY 


HONGRIE 


UNGARN 


ICELAND 


ISLANDE 


ISLAND 


INDIA 


INDE 


INDIEN 


INDONESIA 


INDONßSIE 


INDONESIEN 


IRAN 


IRAN 


IRAN 


IRAQ 


IRAK 


IRAK 


IRELAND 


IRLANDE 


IRLAND 


ISRAEL 


ISRAEL ISRAEL 

Jacob Robinson 
[ler aoüt 1951] 
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ITALY 


ITALIE 


ITALIEN 


JAPAN 


LAOS 


LEBANON 


LIBERIA 


LIECHTENSTEIN 


LUXEMBOURG 


Translation by the Secretariat — - Traduction par 
le Secretariat: 

Subject to the following reservation: 
in all cases where this Convention grants 
to refugees the most favourable treat- 
ment accorded to nationals of a foreign 
country. this Provision shall not be inter- 
preted as necessarily involving the 
regime accorded to nationals of countries 
with which the Grand-Duchy of Luxem- 
bourg has concluded regional, customs, 
economic or political agreements. 


JAPON 


LAOS 


LIBAN 


LIBERIA 


LIECHTENSTEIN 


Ph. Zutter 
O. Schurch 


LUXEMBOURG 
J. Sturm 


Sous la reserve suivante: 

Dans tous les cas oü la Convention 
confere aux refugies le traitement le 
plus favorable accorde aux ressortissants 
d'un pays etranger, cette clause ne sera 
pas interpretee comme devant comporter 
le regime accorde aux nationaux des 
pays avec lesquels le Grand-Duche du 
Luxembourg a conclu des accords re- 
gionaux, douaniers, economiques ou poii- 
tiques. 


JAPAN 


LAOS 


LIBANON 


LIBERIA 


LIECHTENSTEIN 


LUXEMBURG 


Unter folgendem Vorbehalt: 

In allen Fällen, in denen das Ab- 
kommen den Flüchtlingen die günstigste 
Behandlung gewährt, die den Staats- 
angehörigen eines fremden Landes ge- 
währt wird, ist diese Bestimmung nicht 
so auszulegen, als ob sie notwendiger- 
weise die Anwendung der Bestimmungen 
zur Folge hätte, die den Staatsangehö- 
rigen der Länder zugebilligt werden, mit 
denen das Großherzogtum Luxemburg 
Regional-, Zoll-, Wirtsdiafts- oder poli- 
tische Abkommen geschlossen hat. 
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MEXICO 


MEXIQUE 


MEXIKO 


MONACO 


MONACO 


MONACO 


NEPAL 


NEPAL 


NEPAL 


NETHERLANDS 


PAYS-BAS 
E. O. Boetzelaer 


NIEDERLANDE 


Translation by the Secretariat — Traduction par 
le Secretariat: 

In signing this Convention, the Govern- 
ment of the Netherlands declares that, for 
the purpose of its obligations thereunder, 
the words "events occurring before 
1 January 1951" in article 1, section A, 
shall be understood as referring to events 
occurring in Europe or elsewhere before 
1 January 1951. 


This signature is appended subject to 
the reservation that in all cases where this 
Convention grants to refugees the most 
favourable treatment accorded to natio- 
nal of a foreign country this Provision 
shall not be interpreted as involving the 
regime accorded to nationals of countries 
with which the Netherlands has concluded 
regional, customs, economic or political 
agreements. 


NEW ZEALAND 


NICARAGUA 


En signant cette Convention, le Gou- 
vernement des Pays-Bas declare qu'au 
point de vue des obligations assumees 
par lui en vertu de la Convention, 1 ex- 
pression «evenements survenus avant le 
premier janvier 1951» figurant a l'article 1, 
section A, scra comprise 'comme se re- 
ferant aux evenements survenus avant 
le premier janvier 1951 en Europe ou 
ailleurs. 

Cette signature est faite sous la re- 
serve que dans tous les cas oü cette Con- 
vention confere aux refugies le traite- 
ment le plus favorable accorde aux res- 
sortissants dun pays etranger, cette 
clause ne sera pas interpretee comme 
comportant le regime accorde aux nation- 
aux des pays avec lesquels les Pays-Bas 
ont conclu des accords regionaux, doua- 
niers, economiques ou politiques. 


NOUVELLE-ZßLANDE 


NICARAGUA 


Bei* der Unterzeichnung dieses Ab- 
kommens erklärt die Regierung der Nie- 
derlande, daß hinsichtlich der von ihr 
auf Grund des Abkommens eingegan- 
genen Verpflichtungen der in Artikel 1 
Abschnitt A enthaltene Ausdruck „Ereig- 
nisse, die vor dem 1. Januar 1951 einge- 
treten sind" so verstanden wird, daß er 
sich auf Ereignisse bezieht, die vor dem 
1. Januar 1951 in Europa oder anderswo 
eingetreten sind. 

Diese Unterschrift wird unter dem 
Vorbehalt vollzogen, daß in allen Fällen, 
in denen dieses Abkommen den Flücht- 
lingen die günstigste Behandlung ge- 
währt, die den Staatsangehörigen eines 
fremden Landes zuteil wird, diese Be- 
stimmung nicht so auszulegen ist, als ob 
sie notwendigerweise die Anwendung 
der Bestimmungen zur Folge hatte, die 
den Staatsangehörigen der Länder zu- 
gebilligt werden, mit denen die Nieder- 
lande Regional-, Zoll-, Wirtschafts- oder 
politische Abkommen geschlossen haben. 

NEUSEELAND 


NIKARAGUA 
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NORWAY 


NORVtGE 


NORWEGEN 


Peter Anker 

Translation by the Secretariat — Traductlon par 
le Secretariat: 

Subject to ratification. Sous reserve de ratification. 


PAKISTAN 


PAKISTAN 


PANAMA 


PANAMA 


PARAGUAY 


PARAGUAY 


PERU 


PEROU 


PHILIPPINES 


PHILIPPINES 


POLAND 


POLOGNE 


PORTUGAL 


PORTUGAL 


Vorbehaltlich der Ratifikation. 


PAKISTAN 


PANAMA 


PARAGUAY 


PERU 


PHILIPPINEN 


POLEN 


PORTUGAL 
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REPUBLIC OF KOREA 


RUMANIA 


SAUDI ARABIA 


SWEDEN 


SWITZERLAND 


SYRIA 


THAILAND 


TURKEY 


REPUBLIQUE DE COREE 


ROUMANIE 


ARABIE SEOUDITE 


SUEDE 
Sture Petren 


SUISSE 

Ph. Zutter 
O. Schurdi 


SYRIE 


THAILANDE 


TURQUIE 


REPUBLIK KOREA 


RUMÄNIEN 


SAUDI-ARABIEN 


SCHWEDEN 


SCHWEIZ 


SYRIEN 


THAILAND 


TÜRKEI 


25 



UKRAINIAN SOVIET 
SOCIALIST REPUBLIC 


UNION OF SOUTH AFRICA 


UNION OF SQVIET 
SOCIALIST REPUBLICS 


UNITED KINGDOM OF GREAT BRITAIN 
AND NORTHERN IRELAND 


In signing this Convention, the Govern- 
ment of the United Kingdom of Great 
Britain and Northern Ireland declares 
that for the purpose of its obligations 
thereunder the words "events occurring 
before 1 January 1951" in arUcle 1, sec- 
tion A shall be understood as referring to 
events occurring in Europe or elsewhere 
before 1 January 1951. 


UNITED STATES OF AMERICA 


URUGUAY 


VENEZUELA 


RßPUBLIQUE SOCIALISTE 
SOVIETIQUE D UKRAINE 


UNION SUD-AFRICAINE 


UNION DES REPUBLIQUES 
SOCIALISTES SOVlETIQUES 


ROYAUME-UNI DE GRANDE-BRETAGNE 
ET D'IRLANDE DU NORD 

S. Hoare 
J, B. Howard 


Translation by the Secretariat — Traduction par 
le Secretariat: 

En signant cette Convention, le Gou- 
vernement du Royaume-Uni de Grande- 
Bretagne et d Irlande du Nord declare 
qu'au point de vue des obligations 
assumees par lui en vertu de la Conven- 
tion, l’expression «evenements survenus 
avant le premier janvier 1951» figurant ä 
l’article 1, section A, sera comprise 
comme se referant aux evenements sur- 
venus avant le premier janvier 1951 en 
Europe ou ailleurs. 


ETATS-UNIS D AMERIQUE 


URUGUAY 


VENEZUELA 


SOZIALISTISCHE SOWJET - REPUBLIK 
DER UKRAINE 


SÜDAFRIKANISCHE UNION 


UNION DER SOZIALISTISCHEN 
SOWJET-REPUBLIKEN 


VEREINIGTES KÖNIGREICH 
VON GROSSBRITANNIEN 
UND NORDIRLAND 


Bei der Unterzeichnung dieses Abkom- 
mens erklärt die Regierung des Ver- 
einigten Königreichs von Großbritannien 
und Nordirland, daß hinsichtlich seiner 
sich daraus ergebenden Verpflichtungen 
die in Artikel 1 Abschnitt A enthaltenen 
Worte „Ereignisse, die vor dem 1. Januar 
1951 eingetreten sind" so verstanden 
werden sollen, daß sie sich auf Ereig- 
nisse beziehen, die vor dem 1. Januar 
1951 in Europa oder anderswo ein- 
getreten sind. 


VEREINIGTE STAATEN VON AMERIKA 


URUGUAY 


VENEZUELA 
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VIET NAM 


VIET NAM 


VIET NAM 


YEMEN 


YEMEN 


YUGOSLAVIA 


Translation by the Secretariat — Traduction par 
le Secretariat: 

The Government of the Federal People's 
Republic of Yugoslavia reserves the right, 
in ratifying this Convention, to formulate 
such reservations as it may deem appro- 
priate, in accordance with article 42 of 
this Convention. 


YOUGOSLAVIE 
S Makiedo 


Le Gouvernement de la RPF de Yougo- 
slavie se reserve le droit de formuler en 
ratifiant la Convention telles reserves qu'il 
jugera appropriees, conformement ä l'ar- 
ticle 42 de la Convention. 


JEMEN 


JUGOSLAWIEN 


Die Regierung der Föderativen Volk** 
republik Jugoslawien behält sich das 
Recht vor, bei der Ratifikation des Ab- 
kommens gemäß Artikel 42 des Abkom- 
mens die Vorbehalte zu formulieren, die 
sie für angemessen halten wird. 
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Schedule 


Annexe 


Anhang 


Paragraph 1 

1. The travel document referred to in 
article 28 of this Convention shall be 
similar 'to the specimen annexed hereto. 

2. The document shali be made out in 
at least two languages, one of which shall 
be English or French. 

Paragraph 2 

Subject to the regulations obtaining in 
the country of issue, children may be 
included in the travel document of a 
parent or f in exceptional circumstances, of 
another adult refugee. 

Paragraph 3 

The fees charged for issue of the docu- 
ment shall not exceed the lowest scale of 
charges for national passports, 

Paragraph 4 

Save in special or exceptional cases, 
the document shall be made valid for the 
largest possible number of countries. 

Paragraph 5 

The document shall have a validity of 
either one or two years, at the discretion 
of the issuing authority. 

Paragraph 6 

1. The renewal or extension of the vali- 
dity of the document is a matter for the 
authority which issued it, so long as the 
holder has not established lawful resi- 
dence in another territory and resides 
lawfully in the territory of the said autho- 
rity. The issue of a new document is, under 
the same conditions, a matter for the 
authority which issued the former docu- 
ment. 


2. Diplomatie or consular authorities, 
specially authorized for the purpose, shall 
be empowered to extend, for a period not 
exceeding six months, the validity of 
travel documents issued by their Govern- 
ments. 

3. The Contracting States shall give 
sympathetic consideration to renewing or 
extending the validity of travel documents 
or issuing new documents to refugees no 
longer lawfully resident in their territory 
who are unable to obtain a travel docu- 
ment from the country of their lawful 
residence. 


Paragraph 7 

The Contracting States shall recogniza 
the validity of the documents issued in 
accordance with the provisions of article 
28 of this Convention. 


Paragraph 8 

The competent authorities of the coun- 
try to which the refugee desires to 
proceed shall, if they are prepared to ad- 
mit him and if a Visa is required, affix a 
Visa on the document of which he is the 
holder. 


Paragraphe 1 

1. Le titre de voyage vise par l'article 
28 de cette Convention sera conforme au 
modele joint en annexe. 

2. Ce titre sera redige en deux langues 
au moins: l'une des deux sera la langue 
anglaise ou la langue francaise. 

Paragraphe 2 

Sous reserve des reglements du pays 
de delivrance, les enfants pourront etre 
mentionnes dans le titre d'un parent, ou, 
dans des circonstances exceptionnelles, 
d un autre refugie adulte. 

Paragraphe 3 

Les droits ä percevoir pour la deii- 
vrance du titre ne depasseront pas le 
tarif le plus bas applique aux passeports 
nationaux. 

Paragraphe 4 

Sous reserve de cas speciaux ou excep- 
tionnels, le titre sera delivre pour le plus 
grand nombre possible de pays. 

Paragraphe 5 

La duree de validite du titre sera 
d'une annee ou de deux annees, au 
choix de l’autorite qui le delivre. 

Paragraphe 6 

1. Le renouvellement ou la Prolon- 
gation de validite du titre est du ressort 
de l'autorite qui l a delivre, . aussi long- 
temps que le titulaire ne s’est pas etabii 
regulierement dans un autre territoire et 
reside regulierement sur le territoire de 
ladite autorite. L’etablissement d’un nou- 
veau titre est, dans les memes condi- 
tions, du ressort de l’autorite qui a 
delivre l anden titre. 


2. Les representants diplomatiques ou 
consulaires, specialemcnt habilites ä cet 
effet, auront qualite pour prolonger, pour 
une periode qui ne depassera pas six 
mois, la validite des titres de voyage 
delivres par leurs gouvernements respec- 
tifs. 

3. Les Etats Contractants examineront 
avec bienveillance la possibilite de re- 
nouveler ou de prolonger la validite des 
titres de voyage ou d en delivrer de nou- 
veaux ä des refugies qui ne sont plus 
des residents reguliers dans leur terri- 
toire dans les cas oü ces refugies ne sont 
pas en mesure d’obtenir un titre de 
voyage du pays de leur residence regu- 
liere. 


Paragraphe 7 

Les Etats Contractants reconnaitront la 
validite des titres delivres conformement 
aux dispositions de l'article 28 de cette 
Convention. 


Paragraphe 8 

Les autorites competentes du pays dans 
lequel le refugie desire se rendre appo- 
seront, si eiles sont disposees ä l'admettre, 
un Visa sur le titre dont il est detenteur, 
si un tel visa est necessaire. 


Paragraph 1 

1. Der im Artikel 28 dieser Konvention 
genannte Reiseausweis muß dem bei- 
gefügten Muster entsprechen. 

2. Der Ausweis muß in mindestens 
zwei Sprachen, von denen eine die 
englische oder französische Sprache ist, 
abgefaßt sein. 

Paragraph 2 

Vorbehaltlich der im Ausstellungsland 
geltenden Vorschriften können Kinder 
in den Ausweis eines der Eltern oder 
unter besonderen Umständen eines an- 
deren erwachsenen Flüchtlings mit auf- 
genommen werden. 

Paragraph 3 

Die für die Ausstellung des Ausweises 
erhobenen Gebühren dürfen die niedrigste 
Gebührenstufe für nationale Reisepässe 
nicht überschreiten. 

Paragraph 4 

Sonder- und Ausnahmefälle ausge- 
nommen, ist der Ausweis für die größt- 
mögliche Anzahl von Staaten auszu- 
stellen. 

Paragraph 5 

Der Ausweis muß nach dem Ermessen 
der ausstellenden Behörde eine Gel- 
tungsdauer von einem oder zwei Jahren 
haben. 

Paragraph 6 

1. Die Erneuerung oder Verlängerung 
der Geltungsdauer des Ausweises ist 
Sache der ausstellenden Behörde, so 
lange der Inhaber seinen ordnungs- 
mäßigen Aufenhaltsort nicht in einem 
anderen Gebiet genommen hat und sich 
ordnungsgemäß im Gebiet der besagten 
Behörde aufhält. Die Ausstellung eines 
neuen Ausweises gehört unter den 
gleichen Bedingungen zu den Aufgaben 
der Behörde, die den bisherigen Aus- 
weis ausgestellt hat. 

2. Für diesen Zweck besonders bevoll- 
mächtigte diplomatische oder konsula- 
rische Behörden sind zu ermächtigen, 
die Geltungsdauer der von ihrer Regie- 
rung ausgestellten Ausweise für einen 
Zeitraum von nicht mehr als sechs Mo- 
naten zu verlängern. 

3. Die vertragschließenden Staaten 
haben die Frage der Erneuerung und 
Verlängerung des Reiseausweises oder 
der Ausgabe neuer Ausweise wohlwol- 
lend zu prüfen, wenn es sich um Flücht- 
linge handelt, die sich nicht mehr ord- 
nungsmäßig auf deren Staatsgebiet auf- 
halten, und die nicht in der Lage sind, 
von dem Lande, in dem sie sich ord- 
nungsgemäß aufhalten, einen Reiseaus- 
weis zu erhalten. 

Paragraph 7 

Die vertragschließenden Staaten haben 
die Gültigkeit der gemäß den Bestim- 
mungen des Artikels 28 dieser Konven- 
tion ausgestellten Ausweise anzuer- 
kennen. 

Paragraph 8 

Die zuständigen Behörden des Staates, 
in weichen sich der Flüchtling zu be- 
geben wünscht, haben, wenn sie zu 
seiner Aufnahme bereit sind und ein 
Sichtvermerk erforderlich ist, auf den 
für ihn ausgestellten Ausweis einen 
Sichtvermerk anzubringen. 
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Paragraph 9 

1. The Contracting States undertake to 
issue transit visas to refugees who have 
obtained visas for a territory of final 
destination. 

2. The issue of such visas may be refused 
on grounds which would justify refusal 
of a Visa to any alien. 


Paragraph 10 

The fees for the issue of exit, entry or 
transit visas shall not exceed the lowest 
scale of charges for visas on foreign 
passports. 

Paragraph 11 

When a refugee has lawfully taken up 
residence in the territory of another Con- 
tracting State, the responsibility for the 
issue of a new document, under the terms 
and conditions of article 28, shall be that 
of the competent authority of that terri- 
tory, to which the refugee shall be entitled 
to apply. 

Paragraph 12 

The authority issuing a new document 
shall withdraw the old document and shall 
return it to the country of issue if it is 
stated in the document that it should be so 
returned; otherwise it shall withdraw and 
cancel the document. 


Paragraph 13 

1. Each Contracting State undertakes 
that the holder of a travel document 
issued by it in accordance with article 28 
of this Convention shall be readmitted 
to its territory at any time during the 
period of its validity. 


2. Subject to the provisions of the 
preceding sub-paragraph, a Contracting 
State may require the holder of the 
document to comply with such formal- 
ities as may be prescribed in regard to 
exit from or return to its territory. 


3. The Contracting States reserve the 
right, in exceptional cases, or in cases 
where the refugee's stay is authorized 
for a specific period, when issuing the 
document, to limit the period during 
which the refugee may return to a period 
of not less than three months. 


Paragraph 14 

Subject only to the terms of Para- 
graph 13, the provisions of this Schedule 
in no way affect the laws and regulations 
governing the conditions of admission to, 
transit through, residence and establish- 
ment in, and departure from, the terri- 
tories of the Contracting States. 


Paragraph 15 

Neither the issue of the document nor 
the entries made thereon determine or 


Paragraphe 9 

1. Les Etats Contractants s'engagent ä 
delivrer des visas de transit aux refugies 
ayant obtenu le Visa d'un territoire de 
destination finale. 

2. La delivrance de ce visa pourra etre 
refusee pour les motifs pouvant justifier 
le refus de Visa ä tout etranger. 


Paragraphe 10 

Les droits afferents a la delivrance de 
visas de sortie, d'admission ou de transit 
ne depasseront pas le tarif le plus bas 
applique aux visas de passeports etrangers. 

Paragraphe 11 

Dans le cas d'un refugie changeant de 
residence et s’etablissant regulierement 
dans le territoire d'un autre Etat Con- 
tractant, la responsabilite de delivrer un 
nouveau titre incorabera desormais, aux 
termes et aux conditions de l'article 28, 
ä l’autorite competente dudit territoire, 
ä laquelle le refugie aura le droit de 
presenter sa demande. 

Paragraphe 12 

L'autorite qui delivre un nouveau titre 
est tenue de retirer l’ancien titre et d en 
faire retour au pays qui l’a delivre si 
l'ancien document specifie qu'il doit 
etre retourne au pays qui l'a delivre; 
en cas contraire, l'autorite qui delivre 
le titre nouveau retirera et annulera 
l'ancien. 


Paragraphe 13 

1. Chacun des Etats Contractants s'en- 
gage ä permettre au titulaire d'un titre de 
voyage qui lui aura ete delivre par ledit 
Etat en application de l'article 28 de cette 
Convention, de revenir sur son territoire 
ä n'importe quel moment pendant la 
periode de validite de ce titre. 

2. Sous reserve des dispositions de 
l’alinea precedent, un Etat Contractant 
peut exiger que le titulaire de ce titre 
se soumette a toutes les formalites qui 
peuvent etre imposees ä ceux qui sorlent 
du pays ou a ceux qui y rentrent. 


3. Les Etats Contractants se reservent 
la faculte, dans des cas exceptionnels, 
ou dans les cas oü le permis de sejour 
du refugie est valable pour une periode 
determinee, de limiter, au moment de la 
delivrance dudit titre, la periode pendant 
laquelle le refugie pourra rentrer, cette 
periode ne pouvant etre inferieure ä trois 
mois. 

Paragraphe 14 

Sous la seule reserve des stipulations 
du paragraphe 13, les dispositions de la 
presente annexe n’affectent en rien les 
lois et reglements regissant, dans les 
territoires des Etats Contractants, les 
conditions d’admission, de transit, de 
sejour, d'etablissement et de sortie. 


Paragraphe 15 

La delivrance du titre, pas plus que 
les mentions y apposees, ne determinent 


Paragraph 9 

1. Die vertragschließenden Staaten ver- 
pflichten sich, den Flüchtlingen, welche 
für ihr endgültiges Bestimmungsland be- 
reits Sichtvermerke erhalten haben, 
Durchreisesichtvermerke zu erteilen. 

2. Die Erteilung dieses Siditvermerks 
darf aus Gründen verweigert werden, 
die jedem Ausländer gegenüber zur Ver- 
weigerung eines Siditvermerks berech- 
tigen würden. 

Paragraph 10 

Die Gebühren für die Erteilung von 
Ausreise-, Einreise- oder Durchreise- 
Sichtvermerken dürfen die niedrigste 
Gebührenstufe für Sichtvermerke in Aus- 
landspässen nicht überschreiten. 

Paragraph 11 

Hat ein Flüchtling in dem Gebiet 
eines anderen vertragschließenden Staa- 
tes ordnungsmäßig seinen Aufenthalt 
genommen, so geht gemäß Artikel 28 
die Zuständigkeit zur Ausstellung eines 
neuen Ausweises auf die zuständige 
Behörde desjenigen Gebietes über, an 
die der Flüchtling seinen Antrag zu rich- 
ten berechtigt ist. 

Paragraph 12 

Die Behörde, die einen neuen Ausweis 
ausstellt, hat den alten Ausweis einzu- 
ziehen und ihn an das Land zurückzu- 
senden, das ihn ausgestellt hat, wenn 
in dem alten Ausweis ausdrücklich be- 
stimmt wird, daß er an das Ausstellungs- 
land zurückzusenden ist; ist dies nicht 
der Fall^ so hat die Behörde, die den 
neuen Ausweis ausstellt, den alten Aus- 
weis einzuziehen und zu vernichten. 

Paragraph 13 

1. Jeder der vertragschließenden 
Staaten verpflichtet sidi, dem Inhaber 
eines Reiseausweises, der ihm von die- 
sem Staate gemäß Artikel 28 dieses Ab- 
kommens ausgestellt wurde, die Rück- 
kehr auf sein Gebiet zu einem beliebigen 
Zeitpunkt während der Gültigkeits- 
dauer dieses Ausweises zu gestatten. 

2. Vorbehaltlich der Bestimmungen 
des vorstehenden Absatzes kann ein 
vertragschließender Staat verlangen, daß 
sich der Inhaber dieses Ausweises allen 
Formalitäten unterwirft, die für die Per- 
sonen, die das Land verlassen bzw. da- 
hin zurückkehren, vorgeschrieben wer- 
den können. 

3. Die vertragschließenden Staaten be- 
halten sich das Recht vor, in Ausnahme- 
fällen oder in Fällen, in denen die Auf- 
enthaltsgenehmigung des Flüchtlings 
für eine bestimmte Zeit gültig ist, im 
Zeitpunkt der Ausstellung dieses Aus- 
weises die Zeit zu begrenzen, in der 
der Flüchtling zurückkehren darf; diese 
Zeit darf jedoch nicht weniger als drei 
Monate betragen. 

Paragraph 14 

Abgesehen von dem Vorbehalt der 
Bestimmungen des Paragraphen 13, be- 
rühren die Bestimmungen dieses An- 
hangs in keiner Weise die gesetzlichen 
und sonstigen Bestimmungen, die in den 
Gebieten der vertragschließenden Staa- 
ten die Bedingungen für die Zulassung, 
die Durchreise, den Aufenthalt, die 
Niederlassung und die Ausreise regeln. 

Paragraph 15 

Die Ausstellung des Ausweises be- 
stimmt und berührt ebenso wenig wie 
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affect the status of Ihe holder, parti- 
cularly as regards nationality. 


Paragraph 16 

The issue of the document does not in 
any way entitle the holder to the pro- 
tection of the diplomatic or consular 
authorities of the country of issue, and 
does not confer on these authorities a 
right of protection. 


Annex 

Specimen Travel Document 

The document will be in booklet form 
(approximately 15 X 10 centimetres). 

It is recommended that it be so printed 
that any erasure or alteration by Chemical 
or other means can be readily detected, 
and that the words "Convention of 25. July 
1951" be printed in continuous repetition 
on each page, in the language of the 
issuing country. 


(Cover o/ booklet) 
TRAVEL DOCUMENT 
( Convention of 25 July 1951) 


No - 

( 1 ) 

TRAVEL DOCUMENT 
(Convention of 25 July 1951) 

This document expires on 

unless its validity is extended or renewed. 

Name - 

Forename(s) 

Accompanied by child (children). 

1. This document is issued solely with 
a view to providing the holder with a 
travel document which can serve in iieu 
of a national passport. It is without pre- 
judice to and in no way affects the 
holder's nationality. 

2. The holder is authorized to return 

to [state here the 

country whose authorities are issuing the 

document] on or before - 

unless some later date is hereafter speci- 
fied. [The period during which the holder 
is allowed to return must not be less than 
three months.] 


3. Should the holder take up residence 
in a country other than that which issued 
the present document, he must, if he 
wishes to travel again, apply to the com- 
petent authorities of his country of resi- 
dence for a new document. [The old 
travel document shall be withdrawn by 
the authority issuing the new document 
and returned to the authority which 
issued it.] 1 

(This document contains pages, exclusive of 
cover.) 


1 The sentence in bradeets to be inserted by 
Governments which so desire. 


ni n’affectent le Statut du detenteur, 
notamment en ce qui concerne la natio- 
nalite. 


Paragraphe 16 

La delivrance du titre ne donne au 
detenteur aucun droit a la protection 
des representants diplomatiques et con- 
sulaires du pays de delivrance, et ne 
confere pas ä ces representants un droit 
de protection. 


Annexe 

Modele du titre de voyage 

Le titre aura la forme d’un carnet 
(15 cm X 10 cm environ). 

II est recommande qu'il soit imprime 
de teile facon que les ratures ou alte- 
rations par des moyens chimiques ou 
autres puissent se remarquer facilement, 
et que les mots «Convention du 25. juillet 
1951» soient imprimes en repetition con- 
tinue sur chacune des pages, dans la 
langue du pays qui delivre le titre. 


Couverture du carnet 
TITRE DE VOYAGE 
(Convention du 25 juillet 1951) 


N° - 

( 1 ) 

TITRE DE VOYAGE 
(Convention du 25 juillet 1951) 

Ce document expire le - 

sauf prorogation de validite. 

Nom : - 

Prenom(s) 

Accompagne de enfant(s). 

1. Ce titre est delivre uniquement en 
vue de fournir au titulaire un document 
de voyage pouvant tenir lieu de passe- 
port national. II ne prejuge pas de la 
nationalite du titulaire et est sans effet 
sur celle-ci. 

2. Le titulaire est autorise a retourner 

en .. - — - 

[indication du pays dont les autorites 

delivrent le titre] jusqu'au - 

sauf mention ci-apres d'une 

date ulterieure. [La periode pendant la- 
quelle le titulaire est autorise ä retourner 
ne doit pas etre inferieure a trois mois]. 


3. En cas d’etablissement dans un autre 
pays que celui oü le present titre a ete 
delivre, le titulaire doit, s'il veut se 
deplacer a nouveau, faire la demande 
d un nouveau titre aux autorites compe- 
tentes du pays de sa residence. [L'ancien 
titre de voyage sera remis ä l'autorite 
qui delivre le nouveau titre pour etre 
renvoye ä l'autorite qui Ta delivre.] 1 


(Ce titre contient pages, non compris la 

Couverture.) 


l La phrase entre crodiets peut etre inserSe par 
les gouvernements qui le desirent. 


die darauf angebrachten Vermerke den 
Status des Inhabers, insbesondere inso- 
weit, als es sich um seine Staatsangehö- 
rigkeit handelt. 

Paragraph 16 

' Die Ausstellung des Ausweises gibt 
dem Inhaber keinen Anspruch auf den 
Schutz der diplomatischen und konsula- 
rischen Vertreter des Ausstellungslandes 
und verleiht diesen Vertretern kein 
Schutzrecht. 


Anhang 

Muster-Reiseausweis 

Der Ausweis muß die Form eines 
Heftes haben (etwa 15X10 cm). 

Es wird empfohlen, ihn so zu drucken, 
daß jede mit chemischen oder anderen 
Mitteln vorgenommene Radierung oder 
Änderung leicht festgestellt werden 
kann und daß die Worte „Abkommen 
vom 25. Juli 1951 M auf jeder Seite in 
der Sprache des ausstellenden Landes 
fortlaufend wiederholt werden. 


(Umschlag des Heftes) 
REISEAUSWEIS 
(Abkommen vom 25. Juli 1951) 


Nr 

( 1 ) 

REISEAUSWEIS 
(Abkommen vom 25. Juli 1951) 

Dieser Ausweis wird am . 

ungültig, sofern er nidit verlängert 
wird. 

Name - — - 

Vorname(n) - - 

begleitet von Kind (Kindern). 

1. Dieser Ausweis wird lediglich aus- 
gestellt, um den Inhaber mit einem 
Reiseausweis zu versehen, der an die 
Stelle eines nationalen Passes tritt. Der 
Ausweis hat keine Wirkung in . bezug 
auf die Staatsangehörigkeit des Inhabers. 

2. Der Inhaber ist bereditigt, am oder 

bis zum wenn nach- 

stehend kein späteres Datum angegeben 
ist, nach zurückzu- 

kehren (hier ist das Land anzugeben, 
dessen Behörden den Ausweis ausstel- 
len. Der Zeitraum, während dessen es 
dem Inhaber erlaubt ist, zurückzukehren, 
darf nicht weniger als drei Monate be- 
tragen). 

3. Läßt sich der Inhaber in einem an- 
deren Lande nieder als dem, in dem der 
Ausweis ausgestellt wurde, so hat er, 
falls er seinen Aufenthalt erneut ver- 
legen will, bei den zuständigen Behörden 
seines Aufenthaltslandes einen neuen 
Ausweis zu beantragen. (Der frühere 
Ausweis ist der Behörde, die den neuen 
Ausweis ausstellt, zwecks Rücksendung 
an die Behörde, die ihn ausgestellt hat, 
zu übergeben.) •)* 

(Dieser Ausweis enthält ohne Umschlag . . . Seiten.) 


•} t Dieser in Klammern gesetzte Satz soll von 
Regierungen, die dies wünschen, eingefügt 
werden. 
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(2) 

Place and date of birth 

Occupation 

Present residence 

*Maiden name and fofename(s) of wife 


*Name and forename(s) of husband 


Description 

Height 

Hair 

Colour of eyes 

Nose 

Shape of face 

Complexion 

Special peculiarities 


Children accompanying holder 
Name Forename(s) Place and Sex 
date of birth 


’Strike out whichever does not apply, 

(This document contains pages, exclusive of 
cover,) 


(3) 

Photograph of holder and stamp of issuing 
authority 

Finger-prints of holder (if required) 

Signature of holder 

(This document contains pages, exclusive of 
cover.) 


(4) 

1. This document is valid for the follow- 
ing countries: 


2. Document or documents on the basis 
of which the present document is 
issued: 


Issued at 

Date 

Signature and stamp of authority 
issuing the document: 

Fee paid: 

(This document contains pages, exclusive of 
cover.) 

(5) 

Extension or renewal of validity 


Fee paid: From 

To 

Done at Date.. 


Signature and stamp of authority 
extending or renewing the validity 
of the document : 


Extension or renewal of validity 

Fee paid: From 

To 

Done at Date 

Signature and stamp of authority 
extending or renewing the validity 
of the document : 

(This document contains pages, exclusive of 
cover.) 


(2) 

Lieu et date de naissance 

Profession 

Residence actuelle 

;: 'Nom (avant le mariage) et prenom(s) de 

l'epouse - 

*Nom et prenom(s) du mari - 


Signalement 

Taille ‘ 

Cheveux 

Couleur des yeux .... 

Nez 

Forme du visage 

Teint 

Signes particuliers ... 


Enfants accompagnant le titulaire 
Nom Prenom(s) Lieu et date Sexe 
de naissance 


’Biffer la mention inutile. 

(Ce titie contient pages, non compris la 

Couverture.) 


(3) 

Photographie du titulaire 
et cachet de l’autorite qui delivre le titre 
Empreintes digitales du titulaire (facultatif) 

Signature du titulaire 

(Ce titre contient pages, non compns la 

Couverture.) 


(4) 

1. Ce titre est delivre pour les pays 
suivants: 


2. Document ou documents sur la base 
duquel ou desquels le present titre est 
delivre: 


Delivre ä 
Date 


Signature et cachet de l’autorite 
qui delivre le titre: 


Taxe percue: 


(Ce titre contient 
Couverture.) 

pages, non compris la 

(5) 

Prorogation 

de validite 

Taxe percue: 

du - 


au 

Fait a 

le 

Signature et cachet de l’autorite 

qui proroge 

la validite du titre: 


Prorogation 

de validite 

Taxe percue: 

du 


au 

Fait a 

le 

Signature et cachet de l’autorite 

qui proroge 

la validite du titre: 

(Ce titre contient 
Couverture.) 

pages, non compris la 


( 2 ) 

Geburtsort und -tag 

Beruf 

Gegenwärtiger Wohnort 

*) Mädchenname und Vorname(n) der 

Ehefrau 

*) Name und Vorname(n) des Ehe- 
mannes .. 

(Beschreibung) 

Größe 

Haarfarbe 

Farbe der Augen 

Nase 

Gesichtsform 

Hautfarbe 

Besondere Kennzeichen 


Den Inhaber begleitende Kinder 
Name Vor- Geburts- Geschlecht 
name(n) ort u. -tag 


*) Nicht Zutreffendes streichen. 

(Dieser Ausweis enthält ohne Umschlag . . . Seiten.) 


(3) 

Lichtbild des Inhabers und Stempel der 
den Ausweis ausstellenden Behörde 
Fingerabdrücke des Inhabers (wenn er- 
forderlich) 

Unterschrift des Inhabers 

(Dieser Ausweis enthält ohne Umschlag . . . Seiten.) 


(4) 

1. Dieser Ausweis ist für folgende Län- 
der gültig: 


2 Dieser Ausweis wird auf Grund fol 
gender Unterlage(n) ausgestellt: 


Ausgestellt in: 

Datum: 

Unterschrift und Stempel der den 
Ausweis ausstellenden Behörde: 
Erhobene Gebühr: 

(Dieser Ausweis enthält ohne Umschlag . . . Seiten.) 


(5) 

Verlängerung oder Erneuerung der 
Gültigkeit 

Erhobene Gebühr: Von 

bis 

Ausgestellt in: Datum: 

Unterschrift und Stempel der die 
Gültigkeit des Ausweises verlän- 
gernden oder erneuernden Behörde: 


Verlängerung oder Erneuerung der 
Gültigkeit 

Erhobene Gebühr: Von 

bis 

Ausgestellt in: Datum:.... 

Unterschrift und Stempel der die 
Gültigkeit des Ausweises verlän- 
gernden oder erneuernden Behörde: 
(Dieser Ausweis enthält ohne Umschlag . . . Seiten.) 


31 



( 6 ) 

Extension or renewal of validity 


( 6 ) 

Prorogation de validite 


Fee paid: From 

To 

Done at Date . 


Signature and stamp of authority 
extending or renewing the validity 
of the document : 


Extension or renewal of validity 

Fee paid: From - 

To - 

Done at Date 

Signature and stamp of authority 
extending or renewing the validity 
of the document : 

(This document contains pages, exclusive of 
cover.) 

( 7 - 32 ) 

Visas 

The name of the holder of the document 
must be repeated in each visa. 

(This document contains pages, exclusive of 
cover.) 


Taxe pergue; 

du 

au 


Fait ä — 

le 



Signature et cachet de l autorite 
qui proroge la validite du titre: 


Prorogation 

de validite 

Taxe pergue: 

du - 


au .......... 

Fait ä - 

le .. 


Signature et cachet de l'autorite 
qui proroge la validite du titre: 


(Ce titre contient pages, non cömprls la 

Couverture.) 

( 7 - 32 ) 

Visas 

Reproduire dans chaque visa le nom du 
titulaire. 

(Ce titre contient pages, non comprls la 

Couverture.) 


( 6 ) 

Verlängerung oder Erneuerung der 
Gültigkeit 

Erhobene Gebühr: Von _ 

bis 

Ausgestellt in: Datum: - 

Unterschrift und Stempel der die 
Gültigkeit des Ausweises verlän- 
gernden oder erneuernden Behörde: 


Verlängerung oder Erneuerung der 
Gültigkeit 

Erhobene Gebühr: Von. — 

bis - 

Ausgestellt in: Datum: - 

Unterschrift und Stempel der die 
Gültigkeit des Ausweises verlän- 
gernden oder erneuernden Behörde: 
(Dieser Ausweis enthält ohne Umschlag . . . Seiten.) 


( 7 / 32 ) 

Sichtvermerke 

Der Name des Ausweisinhabers ist in 
jedem Sichtvermerk zu wiederholen. 
(Dieser Ausweis enthält ohne Umschlag , . . Seiten.) 
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Anlage 2 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 26. September 1952 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 28. August 1952 — 7 — 83401 — 
1457/52 — beehre -ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 92. Sitzung am 26. September 1952 gemäß Artikel 76 Ab- 
satz 2 des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes betreffend das Ab- 
kommen vom 28. Juli 1951 über die Rechts- 
stellung der Flüchtlinge 

die folgende Änderung vorzuschlagen: 

Artikel 3 des Gesetzes ist wie folgt zu fassen: 

„Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 des Gesetzes über 
die Stellung des Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin.“ 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Frage der Zustimmungsbedürftigkeit ist durch den Bundesrat 
noch nicht abschließend geprüft worden. 


Dr. Reinhold Maier 



